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Die Richtlinien zur Förderung der regionalen Entwicklung 

in Hessen vom 29. Januar 2009 (StAnz 8/2009, S. 460)  

wurden überarbeitet. Die bisher separaten Richtlinien zur 

Förderung der ländlichen Entwicklung sowie die Förder-

möglichkeiten für die Breitbandversorgung wurden in die-

se Richtlinien eingearbeitet. Die Geltungsdauer wurde an 

die Laufzeit der aktuellen EU-Förderperiode angepasst. 

Zur besseren Lesbarkeit wird nachstehend eine komplette 

Neufassung veröffentlicht.  

Richtlinien des Landes Hessen zur För-

derung der regionalen Entwicklung 

Teil I 

Richtlinienübersicht  

1. Ziel der Förderung 

Ziel der Förderung ist es, die regionale Wettbe-

werbsfähigkeit und Beschäftigung zu erhöhen und 

dabei insbesondere Landesteile, die in ihrer Wirt-

schaftskraft den Landesdurchschnitt nicht errei-

chen, bei der Bewältigung des Strukturwandels zu 

unterstützen. Dies geschieht zum einen durch ge-

zielte Hilfen an Unternehmen, damit diese Ar-

beitsplätze bereitstellen, und zum anderen durch 

den Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastrukturen 

einschließlich der touristischen und der Breitband-

Infrastruktur. 

Ziel der ländlichen Entwicklung ist es, den ländli-

chen Raum als attraktiven Lebensraum zu erhalten 

und seine Zukunftschancen durch eigenständige 

Entwicklung seiner sozialen, wirtschaftlichen und 

natürlichen Potenziale zu wahren. 

Ländliche Entwicklung ist in erster Linie eine ei-

gene Gestaltungsaufgabe der ländlichen Regionen, 

Städte und Dörfer. Sie sollen in eigener Verant-

wortung Initiative entfalten, ihre Stärken und 

Schwächen erkennen, Ziele formulieren, Entwick-

lungsstrategien bestimmen und diese in örtlichen 

und regionalen integrierten Entwicklungskonzep-

ten darlegen. Das Land Hessen versteht sich dabei 

als Partner und ist bereit, im Rahmen dieses Pro-

gramms für Erarbeitung und Umsetzung der Kon-

zepte Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. 

 

2. Inhalt der Richtlinien 

Mit den Richtlinien des Landes Hessen zur Förde-

rung der regionalen Entwicklung werden die ver-

schiedenen regionalpolitischen Förderangebote des 

Landes zusammengefasst. 

Unter Teil II Einzelbestimmungen werden die För-

derbestimmungen zu folgenden hessischen Pro-

grammen dargestellt: 

1. Betriebliche Investitionen  

2. Regionale Entwicklungskonzepte, Regio-

nalmanagement und Regionalbudget, Koope-

rationsnetzwerke und Clustermanagement 

3. Regionales Standortmarketing  

4. Infrastrukturen für die Ansiedlung und Ent-

wicklung von Unternehmen  

5. Tourismus  

6. Ländliche Entwicklung 

- Dienstleistungen für regionale Kooperationen 

zur Entwicklung ländlicher Gebiete  

- Regionale Wertschöpfung und Lebensqualität 

-  Landtourismus  

-  Dorferneuerung 

- Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“ 

 

7.  Breitbandversorgung 

- Breitbandversorgung ländlicher Räume 

- Breitbandversorgung in Gewerbegebieten 

- Regionale Breitbandberatungsstellen 

- Studien zu regionalen Hochleistungsnetzen 

 

Der Teil III enthält die für alle Förderprogramme 

geltenden allgemeinen Förderbestimmungen. 

 

3. Fördergebiete 

Vorhaben werden entsprechend den programm-

spezifischen Einzelregelungen in Teil II in ganz 

Hessen, in den Fördergebieten der Gemeinschafts-

aufgaben "Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur" (GRW) und „Verbesserung der 

Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 

sowie in den EU-Fördergebieten der Programme 

ELER und LEADER und in den Vorranggebieten 

für die Förderung der regionalen Wettbewerbsfä-

higkeit und Beschäftigung aus Mitteln des Europä-

ischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE-

Vorranggebiete) gefördert. 

Die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgaben er-

geben sich aus den jeweils gültigen Rahmenplä-

nen. 

3.1. Es sind zurzeit nach der GRW: (als C-

Fördergebiet) der Werra-Meißner-Kreis sowie (als 

D-Fördergebiete) die kreisfreie Stadt Kassel, der 

Landkreis Kassel, der Schwalm-Eder-Kreis, der 

Landkreis Hersfeld-Rotenburg, der Landkreis 

Waldeck-Frankenberg, der Landkreis  Fulda, der 

Landkreis Gießen und der Vogelsbergkreis. 

3.2. GAK-Fördergebiet und Ländlicher Raum im 

Sinne dieser Richtlinien sind die Landkreise Berg-

straße (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Bi-

blis, Birkenau, Bürstadt, Einhausen, Groß-

Rohrheim, Lampertheim, Lorsch und Viernheim), 

Darmstadt-Dieburg (mit Ausnahme der Gemein-

den/Städte Erzhausen, Griesheim, Pfungstadt und 

Weiterstadt), Fulda, Gießen, Hersfeld-Rotenburg, 

Hochtaunuskreis (mit Ausnahme der Gemein-

den/Städte Bad Homburg, Friedrichsdorf, König-

stein, Kronberg, Oberursel und Steinbach), Kassel, 

Lahn-Dill-Kreis, Limburg-Weilburg, Main-

Kinzig-Kreis (mit Ausnahme der Gemein-

den/Städte Bruchköbel, Erlensee, Großkrotzen-

burg, Hanau, Maintal, Niederdorfelden, Roden-

bach und Schöneck), Marburg-Biedenkopf, 

Odenwaldkreis, Rheingau-Taunus-Kreis, 

Schwalm-Eder-Kreis, Vogelsbergkreis, Waldeck-

Frankenberg, Werra-Meißner-Kreis und Wetterau-

Kreis (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Bad 

Vilbel, Karben, Rosbach und Wöllstadt. 
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Der Einsatz der Förderangebote „Dienstleistungen 

für regionale Kooperationen zur Entwicklung 

ländlicher Gebiete“, „Regionale Wertschöpfung 

und Lebensqualität“, „Landtourismus“ sowie 

„Breitbandversorgung ländlicher Räume“ - ein-

schließlich des Einsatzes von EU-Mitteln nach der 

ELER-Verordnung – ist auf die Förderung ge-

bietsbezogener Entwicklungsstrategien auf der 

Grundlage regionaler Entwicklungskonzepte in 

den oben aufgeführten Förderregionen Ländlicher 

Raum begrenzt. 

Der Einsatz von EU-Mitteln nach Schwerpunkt 4 

der ELER-Verordnung im Zusammenhang mit den 

Förderangeboten „Dienstleistungen für regionale 

Kooperationen“, „Regionale Wertschöpfung und 

Lebensqualität“ sowie „Breitbandversorgung länd-

licher Räume“ ist auf die 20 Förderregionen be-

grenzt, die als LEADER-Fördergebiete ausgewählt 

wurden. Es sind die Regionen Burgwald-

Ederbergland, Darmstadt-Dieburg, Fulda-Südwest, 

Gießener Land, Hersfeld-Rotenburg, HessenSpitze 

(Landkreis Kassel-Nord- und Westteil), Keller-

wald-Edersee, Knüll, Lahn-Dill-Bergland, Lahn-

Dill-Wetzlar, Marburger Land, Naturpark 

Diemelsee, Oberhessen, Odenwald, Rheingau, 

Rhön, Schwalmaue, Spessart-Regional, 

Vogelsberg, Werra-Meißner-Kreis. 

Der Einsatz von EU-Mitteln nach Schwerpunkt 3 

der ELER-Verordnung im Zusammenhang mit den 

Förderangeboten „Dienstleistungen für regionale 

Kooperationen“, „Regionale Wertschöpfung und 

Lebensqualität“, „Landtourismus“ sowie „Breit-

bandversorgung ländlicher Räume“ ist auf die 5 

Förderregionen Casseler Bergland, Herrenwald, 

Limburg-Weilburg, Mittleres Fuldatal und Unter-

taunus begrenzt. 

Der Einsatz von Mitteln aus der Gemeinschafts-

aufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes (GAK) für die Förderung der 

integrierten ländlichen Entwicklung ist auf Verfah-

ren und Projekte begrenzt, die zur Umsetzung ei-

nes integrierten ländlichen Entwicklungskonzeptes 

(ILEK) im Sinne des Teil II der ILE-Grundsätze 

der GAK beitragen. Die regionalen Entwicklungs-

konzepte, die der Auswahl der LEADER-

Fördergebiete zugrunde lagen, gelten als integrier-

te ländliche Entwicklungskonzepte nach GAK, 

wenn sie qualifizierte Aussagen zu den Förderbe-

reichen der integrierten ländlichen Entwicklung 

treffen. 

3.3. Dörfer im Sinne dieser Richtlinien sind länd-

lich geprägte Orte bis zu 2.000 Einwohnern sowie 

Orte über 2.000 bis zu 6.000 Einwohnern, die 

nicht dem Anwendungsbereich der Stadtentwick-

lung zugeordnet sind. Sie können auch außerhalb 

des ländlichen Raums liegen. 

Der Einsatz von EU-Mitteln im Zusammenhang 

mit dem Förderangebot „Dorferneuerung“ ist auf 

das Fördergebiet Ländlicher Raum begrenzt. 

GAK-Mittel sollen im Zusammenhang mit allen 

Förderangeboten vorrangig in den Förderregionen 

eingesetzt werden, für die in einem regionalen 

Entwicklungskonzept qualifizierte Aussagen zum 

Einsatz des jeweiligen Förderangebotes getroffen 

sind. 

3.4. EFRE-Vorranggebiete sind zurzeit die Regie-

rungsbezirke Kassel und Gießen sowie im Regie-

rungsbezirk Darmstadt der Odenwaldkreis, die 

Odenwaldgemeinden des Landkreises Bergstraße 

(Lautertal, Lindenfels, Fürth, Grasellenbach, Rim-

bach, Mörlenbach, Birkenau, Wald-Michelbach, 

Abtsteinach, Gorxheimertal, Hirschhorn, Neckar-

steinach) und die Odenwaldgemeinden des Land-

kreises Darmstadt-Dieburg (Modautal, Fisch-

bachtal und Groß-Umstadt).  

 

4. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind entsprechend den pro-

grammspezifischen Einzelregelungen in Teil II je 

nach Vorhaben Einzelpersonen, Unternehmen, 

Gemeinden, Gemeindeverbände, Kreise, organi-

sierte Regionalforen und andere Projektträger.  

 

5. Zuständige Stellen 

Zuständig für alle Fragen der Wirtschaftsförderung 

ist: 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Ver-

kehr und Landesentwicklung (HMWVL) 

Kaiser-Friedrich-Ring 75 

65185 Wiesbaden 

Tel.: 0611 815-0 

Fax.: 0611 815-2225 

www.wirtschaft.hessen.de 

 

Förderanträge sind an die Wirtschafts- und Inf-

rastrukturbank Hessen zu richten, soweit nicht 

in Teil II besondere Regelungen getroffen 

sind. 

 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

Schumannstraße 4-6 

60325 Frankfurt am Main 

Tel.: 069 133850-0 

Fax.: 069 133850-7855 

www.wibank.de 

 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

- Niederlassung Wiesbaden - 

Abraham-Lincoln-Straße 38-42 

65189 Wiesbaden 

Tel.: 0611 774-0 

Fax.: 0611 774-7363 

 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

- Niederlassung Kassel - 

Wilhelmsstraße 2 

34117 Kassel 

Tel.: 0561 72899-0 

Fax.: 0561 72899-7732 

 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

- Niederlassung Wetzlar -  

Schanzenfeldstraße 10 

35578 Wetzlar 

Tel.: 06441 4479-0 

Fax.: 06441 4479-144 oder -155 
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Das Land Hessen hat für eine umfassende Infor-

mation und die zielgerichtete individuelle Bera-

tung von Unternehmen und Kommunen insbeson-

dere zu den Förderangeboten des Landes, des 

Bundes und der EU das Beratungszentrum für 

Wirtschaftsförderung in Hessen eingerichtet. An-

fragen können gerichtet werden an: 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 

 

- für Südhessen: 

OMEGA-Haus A 

Strahlenbergstr. 11 

63067 Offenbach 

Ulrich Lohrmann 

Tel.: 069 / 9132 3262 

E-Mail: ulrich.lohrmann@wibank.de 

 

- für Mittelhessen: 

Schanzenfeldstraße 10 

35578 Wetzlar 

Thomas Peter 

Tel.: 06441 4479168 

E-Mail: thomas.peter@wibank.de 

 

- für Nordhessen: 

Wilhelmsstraße 2 

34117 Kassel 

Rainer Bong 

Tel.: 0561 706-6400 

E-Mail: rainer.bong@wibank.de oder an die 

 

Telefonhotline: 0180 5 005 299 

foerderberatung@wibank.de 

www.foerderberatunghessen.de 

 

 

6. Weitere Fördermöglichkeiten 

Über die in Teil I Nr. 2. und in Teil II dargestellten 

Förderprogramme hinaus bestehen folgende För-

derangebote des Landes: 

 Betriebliche Investitionen 

 Die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

(siehe Teil I Nr. 5.) gewährt in Kooperation 

mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau Darle-

hen an kleine und mittlere Unternehmen mit 

Möglichkeiten der Zinsverbilligung (siehe 

Förderrichtlinien zur Gründungs- und Wachs-

tumsfinanzierung Hessen (GuW)). 

 Innovationsförderung 

 Weitere Fördermöglichkeiten für gewerbliche 

Unternehmen, wie die Förderung der Entwick-

lung und Einführung innovativer, umwelt-

freundlicher Produkte und Pro-

duktionsverfahren und die Förderung der Hu-

mankapitalbildung durch Innovationsassis-

tenten/innen sind den Richtlinien des Landes 

Hessen zur Innovationsförderung zu entneh-

men. 

 Bürgschaften 

 Investitions- und Betriebsmittelfinanzierungen 

können im Rahmen von Landesbürgschaften 

und durch die Bürgschaftsbank Hessen GmbH 

verbürgt werden. Auskünfte erteilt die 

 Bürgschaftsbank Hessen GmbH  

Abraham-Lincoln-Straße 38-42 

65189 Wiesbaden 

Tel.: 0611 1507-0 

Fax.: 0611 1507-22 

www.bb-h.de 

 Landesbürgschaften werden nach den Richt-

linien für die Übernahme von Bürgschaften 

und Garantien durch das Land Hessen für die 

gewerbliche Wirtschaft vergeben und von der 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen  

(siehe Teil I Nr. 5.) bearbeitet. 

 Beteiligungskapital  

 Beteiligungskapital wird zurzeit von folgenden 

Beteiligungsgesellschaften bereitgestellt: 

MBGH Mittelständische Beteiligungsgesell-

schaft Hessen mbH 

Hessen Kapital GmbH  

Technologie-Finanzierungsfonds Hessen 

GmbH (TFH) 

RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH 

für innovative Gründungsvorhaben in den 

Städten Gießen und Wetzlar sowie dem Land-

kreis Gießen 

Auskünfte erteilt die mit der Geschäftsbesor-

gung beauftragte  

Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen 

mbH (BMH) 

Schumannstraße 4-6 

60325 Frankfurt am Main 

Tel.: 069 133850-7841 

 Gründerzentren 

 Um die Entstehung neuer zukunfts- und wett-

bewerbsfähiger Unternehmen zu begünstigen, 

wird die Einrichtung von Gründerzentren ge-

fördert (siehe Richtlinien des Landes Hessen 

zur Gründungs- und Mittelstandsförderung). 

Für die Förderung technologieorientierter 

Gründerzentren sind die Richtlinien des Lan-

des Hessen zur Innovationsförderung maßgeb-

lich. 

 Qualifizierungsförderung 

 Die Förderung von Maßnahmen der berufli-

chen Aus- und Weiterbildung sowie die Förde-

rung von Investitionen in überbetrieblichen 

Berufsbildungszentren erfolgt nach den Richt-

linien des Hessischen Ministeriums für Wirt-

schaft, Verkehr und Landesentwicklung 

(HMWVL) zur Hessischen Qualifizierungsof-

fensive. 

 Kommunale Bodenbevorratung 

 Über die Hessische Landgesellschaft mbH 

(HLG) bietet das Land Hessen den Städten 

und Gemeinden in Hessen günstige Möglich-

keiten für die Bevorratung von Grundstücken, 

die für die kommunale Entwicklung von Be-

deutung sind (z.B. für die Gewerbeansied-

lung). 

mailto:ulrich.lohrmann@wibank.de
mailto:thomas.peter@wibank.de
mailto:rainer.bong@wibank.de
mailto:foerderberatung@wibank.de
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 Investitionen in der Landwirtschaft 

 Über die für die Förderung der ländlichen Ent-

wicklung zuständigen Behörden bei den Land-

räten fördert das Hessische Ministerium für 

Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucher-

schutz investive Maßnahmen zur Diversifizie-

rung landwirtschaftlicher Einkommensquellen 

nach den Richtlinien zum Agrarinvestitions-

förderungsprogramm. 

- Stadtentwicklung 

 Nach den Richtlinien des Landes Hessen zur 

Förderung der nachhaltigen Stadtentwicklung 

unterstützt das Hessische Ministerium für 

Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 

die städtebauliche Erneuerung und Entwick-

lung. 

 

 

Teil II 

Einzelbestimmungen 

1. Betriebliche Investitionen 

1.1. Gegenstand der Förderung 

Zur Verbesserung der Arbeitsplatzsituation in ver-

gleichsweise strukturschwächeren Landesteilen 

und als Voraussetzung für deren Teilnahme an 

Wachstum und Prosperität sind in erster Linie In-

vestitionen von privaten Unternehmen notwendig, 

mit denen Dauerarbeitsplätze geschaffen und gesi-

chert werden.  

Um die Investitionstätigkeit anzuregen, gewährt 

das Land Hessen nicht rückzahlbare Zuschüsse 

und rückzahlbare Zuschüsse (zinslose Darlehen) 

aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-

rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, des Lan-

des Hessen und ggf. der Europäischen Union. 

Gefördert werden Investitionen, die geeignet sind, 

durch die Schaffung von zusätzlichen Einkom-

mensquellen das Gesamteinkommen in dem je-

weiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf 

Dauer nicht unwesentlich zu erhöhen. 

 

1.2. Fördergebiet 

Vorrangig werden Vorhaben in den regionalen 

Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und 

in den EFRE-Vorranggebieten unterstützt (siehe 

Teil I Nr. 3.).  

Außerhalb der genannten Gebiete kommt eine 

Förderung nur in begründeten Ausnahmefällen an 

Standorten mit akuten örtlichen Strukturproblemen 

in Betracht. 

 

1.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerb-

lichen Wirtschaft. Entsprechend den Regelungen 

des jeweiligen Rahmenplanes der Gemeinschafts-

aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur“ müssen in der zu fördernden Be-

triebsstätte Güter hergestellt oder Leistungen er-

bracht werden, die ihrer Art nach überwiegend, 

das heißt zu mehr als 50 % des Umsatzes, regel-

mäßig überregional abgesetzt werden. Im Einzel-

fall kann auch der tatsächliche, überwiegend über-

regionale Absatz nachgewiesen werden, wenn das 

Unternehmen keinem von der Förderung ausge-

schlossenen Wirtschaftszweig angehört.  

In den C-Fördergebieten der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur“ sind kleine, mittlere und große Unter-

nehmen antragsberechtigt: 

In den D-Fördergebieten der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur“ und in den übrigen Gebieten sind nur 

kleine und mittlere Unternehmen antragsberech-

tigt. 

Nach der Definition der Verordnung (EG) 

Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 

über die Anwendung der Art. 87 und 88 

EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und 

mittlere Unternehmen (ABl. EG L 10/33 vom 

13. Januar 2001 in Verbindung mit der Empfeh-

lung der Kommission vom 06. Mai 2003 betref-

fend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 

der kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. EG 

L 124/36 vom 20. Mai 2003 werden kleine und 

mittlere Unternehmen (KMU) definiert als Unter-

nehmen die 

 weniger als 250 Personen beschäftigen und 

 einen Jahresumsatz von höchstens 

50 Mio. Euro haben oder deren Jahresbilanz-

summe sich auf höchstens 43 Mio. Euro be-

läuft. 

 

Kleine Unternehmen werden definiert als Unter-

nehmen, die 

 weniger als 50 Personen beschäftigen und 

 einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanz-

summe von höchstens 10 Mio. Euro haben. 

 

Alle übrigen KMU sind mittlere Unternehmen. 

 

Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenstän-

dige Unternehmen, Partnerunternehmen bzw. ver-

bundene Unternehmen gelten die in der KMU-

Empfehlung der EU-Kommission vom 

06. Mai 2003 enthaltenen Berechnungsmethoden. 

Diese Beurteilungskriterien dürfen nicht durch 

solche Unternehmen umgangen werden, die die 

Voraussetzungen für die Eigenschaft als kleine 

und mittlere Unternehmen zwar formal erfüllen, 

jedoch tatsächlich durch ein größeres oder mehrere 

größere Unternehmen kontrolliert werden. Es sind 

sämtliche rechtliche Gebilde auszuschließen, die 

eine wirtschaftliche Gruppe bilden, deren wirt-

schaftliche Bedeutung über die eines kleinen und 

mittleren Unternehmens hinausgeht.  

 

1.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können volkswirtschaftlich be-

sonders förderungswürdige gewerbliche Investiti-

onen im Zusammenhang mit der Errichtung oder 
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der Erweiterung einer Betriebsstätte, der Diversifi-

zierung der Produktion einer Betriebsstätte in 

neue, zusätzliche Produkte, der grundlegenden 

Änderung des Gesamtproduktionsverfahrens einer 

bestehenden Betriebsstätte oder der Übernahme 

einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten 

Betriebsstätte unter Marktbedingungen durch ei-

nen unabhängigen Investor. 

Mit den Investitionsvorhaben müssen neue Dauer-

arbeitsplätze geschaffen oder vorhandene gesichert 

werden. Dauerarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die 

von vornherein auf Dauer angelegt sind. Ausbil-

dungsplätze können wie Dauerarbeitsplätze geför-

dert werden. Ein neu geschaffener Ausbildungs-

platz wird dabei wie zwei Dauerarbeitsplätze ge-

wertet. Für eine Überwachungszeit von mindes-

tens 5 Jahren nach Abschluss des Investitionsvor-

habens müssen die Arbeitsplätze tatsächlich be-

setzt oder zumindest auf dem Arbeitsmarkt dauer-

haft angeboten werden. 

Für die Förderung kommen nur solche Investitio-

nen in Betracht, die ausgehend vom Volumen oder 

von der Zahl der geschaffenen Dauerarbeitsplätze 

eine besondere Anstrengung des Betriebs erfor-

dern. Dementsprechend sind Investitionsvorhaben 

zuwendungsfähig, wenn  

 der Investitionsbetrag bezogen auf ein Jahr die 

in den letzten drei Jahren durchschnittlich ver-

dienten Abschreibungen - ohne Berücksichti-

gung von Sonderabschreibungen - um minde-

stens 50 % übersteigt oder 

 die Zahl der bei Investitionsbeginn in der zu 

fördernden Betriebsstätte bestehenden Dauer-

arbeitsplätze um mindestens 15 % erhöht wird. 

Bei Errichtungsinvestitionen und dem Erwerb ei-

ner stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten 

Betriebsstätte gilt dies als erfüllt. 

Soweit Fördermittel aus der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur“ eingesetzt werden, sind die Bestimmun-

gen des jeweiligen Rahmenplans der Gemein-

schaftsaufgabe einzuhalten. In den übrigen Fällen 

werden die Bestimmungen in der Regel entspre-

chend angewendet.  

 

1.5. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird im Wege der Anteilfinanzie-

rung als nicht rückzahlbarer Zuschuss und/oder als 

rückzahlbarer Zuschuss (zinsloses Darlehen) zu 

den zuwendungsfähigen Investitionsausgaben oder 

zu den zuwendungsfähigen Personalausgaben (nur 

nicht rückzahlbarer Zuschuss) gewährt.  

In den Fördergebieten dürfen Investitionshilfen 

mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe und mit an-

deren öffentlichen Fördermitteln maximal in Höhe 

der nachstehenden Förderhöchstsätze (maximale 

Subventionshöchstwerte) gewährt werden: 

 in den C-Fördergebieten der Gemeinschafts-

aufgabe  

bei kleinen Unternehmen bis zu 35 %,  

bei mittleren Unternehmen bis zu 25 %,  

bei größeren Unternehmen bis zu 15 %, 

 

 in den übrigen Gebieten  

bei Kleinunternehmen bis zu 20 %  

bei mittleren Unternehmen bis zu 10 %. 

Die genannten Fördersätze sind Förderhöchstsätze, 

die im Einzelfall nur bei Vorliegen besonderer 

Struktureffekte ausgeschöpft werden können (z. B. 

Errichtungen von Betriebsstätten sowie Erweite-

rungen im Zusammenhang mit Betriebsverlage-

rungen).  

Bei Rationalisierungs- und Umstellungsinvestitio-

nen reduzieren sich die Regelfördersätze in der 

Regel durch Abzug der Abschreibungen von der 

Bemessungsgrundlage. Bei personalausgabenbe-

zogenen Investitionszuschüssen bilden die zuwen-

dungsfähigen Investitionen die Obergrenze der 

Förderung. 

Bei einer Kombination von einem nicht rückzahl-

baren Zuschuss mit einem rückzahlbaren Zuschuss 

(zinslosen Darlehen) darf der Subventionswert 

beider Zuwendungen zusammen die zuvor ge-

nannten Förderhöchstsätze nicht überschreiten. 

Nicht rückzahlbare Zuschüsse werden mit ihren 

Nominalbeträgen, rückzahlbare Zuschüsse (zins-

lose Darlehen) mit ihrem Subventionswert (dis-

kontierter Zinsvorteil, der sich aus der Differenz 

zwischen dem von der Europäischen Kommission 

festgelegten und um eine vom Rating des betref-

fenden Unternehmens und vom Grad der Besiche-

rung abhängige Marge erhöhten Referenzzinssatz 

einerseits und dem Effektivzinssatz des Darlehens 

andererseits ergibt) in die Subventionswertberech-

nung einbezogen. 

Die Laufzeit der Darlehen beträgt 10 Jahre bei 

3 tilgungsfreien Jahren. Die Tilgung erfolgt in 

gleichen halbjährlichen Raten. 

Sofern andere öffentliche Fördermittel für dasselbe 

Vorhaben in Anspruch genommen werden, wird 

deren Subventionswert auf die Förderhöchstsätze 

angerechnet. 

Nach den bei der Förderung zu beachtenden "Leit-

linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Ziel-

setzung" der Europäischen Union muss der Beitrag 

des Beihilfeempfängers zur Finanzierung des In-

vestitionsvorhabens mindestens 25 % betragen. 

Dieser Mindestbetrag darf keine Beihilfe ent-

halten.  

 

1.6. Verfahren 

Anträge sind auf einem Formblatt zu stellen und 

müssen vor Beginn des Vorhabens bei der Wirt-

schafts- und Infrastrukturbank Hessen (Anschrif-

ten siehe Teil I, Nr. 5.) eingegangen sein. Die be-

willigende Stelle muss vor Beginn des Inves-

titionsvorhabens schriftlich bestätigen, dass die 

Fördervoraussetzungen vorbehaltlich einer detail-

lierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt werden. 
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2. Regionale Entwicklungskonzepte, Regional-

management und Regionalbudget, Koopera-

tionsnetzwerke und Clustermanagement 

2.1. Gegenstand der Förderung 

Um das strukturpolitische Handeln zu verstetigen 

und den Zusammenhang zwischen den Entwick-

lungszielen für eine Region und konkreten struk-

turverbessernden Maßnahmen herzustellen, unter-

stützt das Land Hessen die Regionen bei der Erar-

beitung von integrierten regionalen Entwick-

lungskonzepten. Auf der Basis einer Analyse der 

regionsspezifischen Stärken und Schwächen sowie 

Chancen und Risiken sollen die Konzepte die 

Entwicklungsziele und Handlungsfelder sowie be-

sonders wichtige Leitprojekte aufzeigen. 

Die Entwicklungskonzepte sollen von Regional-

foren, in denen die unterschiedlichen regionalen 

Akteure aus Kommunen, Kammern, Verbänden 

usw. zusammenarbeiten, eigenverantwortlich erar-

beitet werden. Dabei sind vorhandene Konzepte zu 

integrieren. 

Die finanzielle Unterstützung des Landes bezieht 

sich dabei auf die Ausgaben, die im Zusammen-

hang mit der Erarbeitung der Konzepte anfallen.  

Um die regionalen Entwicklungsprozesse auf eine 

breitere Grundlage zu stellen und zu beschleuni-

gen, kommt auch eine befristete finanzielle Unter-

stützung für Ausgaben in Betracht, die beim Auf-

bau eines dauerhaften Regionalmanagements in 

Form einer gemeinsamen operativen Einheit ent-

stehen. 

Hauptaufgabe des Regionalmanagements ist es,  

 integrierte regionale Entwicklungskonzepte zu 

entwickeln und umzusetzen,  

 regionale Konsensbildungsprozesse in Gang 

zu setzen,  

 regionale Netzwerke, Bündnisse, Verbundpro-

jekte, Innovationscluster u. ä. aufzubauen und  

 verborgene regionale Beschäftigungs- und 

Wachstumspotenziale zu mobilisieren.  

 

Regionen, die über ein funktionierendes Regio-

nalmanagement und/oder ein tragfähiges integrier-

tes regionales Entwicklungskonzept verfügen, 

können mit einem Regionalbudget unterstützt 

werden.  

Die Förderung regionaler Entwicklungskonzepte, 

des Regionalmanagements und mit einem Regio-

nalbudget nach diesen Richtlinien bezieht sich auf 

größere Wirtschaftsregionen in Hessen. Für klei-

nere Regionen unterhalb dieser Ebene im ländli-

chen Raum s. Teil II, Nr. 6 und 7. 

Durch Kooperationsnetzwerke und Cluster-

management soll die regionale und überregionale 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und wirt-

schaftsnahen Einrichtungen zielgerichtet unter-

stützt werden. Eine intensivere Zusammenarbeit 

zwischen den Akteuren soll die vorhandenen Po-

tenziale stärken und die Wettbewerbsfähigkeit der 

Regionen erhöhen. Ziele sind insbesondere 

 

 gemeinsame Initiativen zur Verbesserung der 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, Ein-

richtungen und regionalen Akteuren anzusto-

ßen,  

 Informationsnetzwerke zwischen Unterneh-

men aufzubauen, 

 den Technologietransfer zwischen Unterneh-

men und wirtschaftsnahen Einrichtungen aus-

zubauen, 

 externes Wissen in den Innovationsprozess der 

Unternehmen einzubinden, 

 den Zugang zum Know-how anderer Unter-

nehmen zu erleichtern und  

 die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, 

vor allem von kleinen und mittleren Unter-

nehmen, zu verbessern. 

 

2.2. Fördergebiet 

Vorrangig werden Vorhaben in den regionalen 

Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und 

in den EFRE-Vorranggebieten unterstützt.  

 

2.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt für regionale Entwicklungskon-

zepte und Regionalmanagement-Vorhaben sind 

organisierte Regionalforen (z.B. regionale Ent-

wicklungsvereine, Fördergesellschaften, Zweck-

verbände). Soweit Fördermittel aus der Gemein-

schaftsaufgabe beantragt werden, erfolgt die An-

tragstellung durch einzelne Landkreise/kreisfreie 

Städte oder mehrere Landkreise/kreisfreie Städte 

gemeinsam.  

Als Träger und damit Antragsteller für die Förde-

rung des Aufbaus und der Umsetzung von Koope-

rationsnetzwerken und Clustermanagement kom-

men Zusammenschlüsse oder Vereinigungen von 

mindestens drei Partnern, davon mindestens ein 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie 

z. B. wirtschaftsnahe Einrichtungen, und sonstige 

regionale Akteure in Betracht. Der diskriminie-

rungsfreie Zugang von weiteren Partnern ist si-

cherzustellen. Die Förderung einer vorausgehen-

den Vorbereitungsphase kann auch von einer ein-

zelnen Einrichtung oder einem einzelnen Unter-

nehmen beantragt werden. 

 

2.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können Ausgaben im Zusam-

menhang mit der Erstellung integrierter regionaler 

Entwicklungskonzepte, insbesondere Ausgaben 

für unterstützende Dienstleistungen bei der Regio-

nalanalyse, bei der Moderation sowie bei der Auf-

bereitung und Verbreitung der Ergebnisse.  

Gefördert werden können ferner zusätzliche Aus-

gaben im Zusammenhang mit dem Aufbau regio-

naler Entwicklungsagenturen oder anderer Formen 

eines auf Dauer angelegten Regional-

managements einschließlich projektbezogener 

Personalkosten. Die operative Einheit des Regio-

nalmanagements muss von den regionalen Akteu-

ren gemeinsam getragen werden. Rein kommunal 

getragene Einrichtungen werden nicht gefördert. 
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Mit dem Regionalbudget können die Regionen 

Projekte durchführen zur 

- Stärkung regionsinterner Kräfte, 

- Verbesserung der regionalen Kooperation, 

- Mobilisierung regionaler Wachstums-

potenziale und Initiierung regionaler Wachs-

tumsprozesse oder 

- Verstärkung von Maßnahmen des Regional-

marketings (soweit nicht nach Teil II Nr. 3 

dieser Richtlinien gefördert). 

Mit dem Regionalbudget darf keine direkte Förde-

rung einzelner gewerblicher Unternehmen erfol-

gen. Aufwendungen für das Regionalmanagement 

dürfen nicht doppelt gefördert werden.  

Für Kooperationsnetzwerke und Cluster-

management sind nur die beim Träger anfallen-

den Ausgaben zum Aufbau überbetrieblicher 

Strukturen und zur Durchführung des Netzwerk-

Managements (Personal- und Sachkosten) förder-

fähig. Betriebliche Aufwendungen von beteiligten 

Unternehmen werden nicht gefördert.  

 

2.5. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird im Wege der Anteilfinanzie-

rung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-

wendungsfähigen Ausgaben gewährt. Der Förder-

satz beträgt in der Regel nicht mehr als 50 %. In 

begründeten Fällen kann der Zuschuss für regio-

nale Entwicklungskonzepte und für Regional-

management bis zu 80 % und für Kooperations-

netzwerke und Clustermanagement bis zu 70 % 

betragen. 

Als zuwendungsfähige Ausgaben werden für regi-

onale Entwicklungskonzepte maximal 50.000 Euro 

anerkannt. Die Förderung wird in einer Region in 

der Regel nur einmal innerhalb von 8 Jahren ge-

währt.  

Für den Aufbau eines Regionalmanagements wer-

den zuwendungsfähige Ausgaben von maximal 

500.000 Euro innerhalb von in der Regel 36 Mo-

naten anerkannt. Sofern für größere Wirtschaftsre-

gionen, die mehrere Landkreise bzw. kreisfreie 

Städte umfassen, eine Förderung beantragt wird, 

können höhere Ausgaben als zuwendungsfähig an-

erkannt werden. Die Kreise bzw. kreisfreien Städte 

tragen mindestens 20 % der Ausgaben. Mit beson-

derer Begründung kann die Förderung zu den glei-

chen Bedingungen maximal zweimal für jeweils 

weitere 36 Monate gewährt werden (insgesamt 

maximal 108 Monate). Die Förderung kann über 

den Förderzeitraum degressiv gestaffelt werden. 

Sie wird in einer Region nur einmal gewährt. 

Das Regionalbudget, mit dem eine Region unter-

stützt wird, beträgt maximal 300.000 Euro pro 

Jahr. 

Für den Aufbau und die Umsetzung von Koopera-

tionsnetzwerken und Clustermanagement werden 

in einer Anlaufphase von maximal 36 Monaten 

zuwendungsfähige Ausgaben von höchstens 

425.000 Euro anerkannt. Für Projekte mit min-

destens fünf Partnern betragen die zuwendungs-

fähigen Ausgaben höchstens 700.000 Euro. Der 

Träger muss angemessene finanzielle Beiträge von 

den Partnern, insbesondere von den eingebunde-

nen Unternehmen nachweisen, um die Nachhaltig-

keit der Projekte über die Anlaufphase hinaus si-

cherzustellen. Mit besonderer Begründung kann 

die Förderung zu den gleichen Bedingungen ma-

ximal weitere 36 Monate gewährt werden. 

Die Ausgaben für eine Vorbereitungsphase, die 

dem Aufbau eines Kooperationsnetzwerkes oder 

eines Clustermanagements vorausgeht, können 

einmalig mit einem nicht rückzahlbaren Zuschuss 

bis zu 25.000 Euro, jedoch höchstens 80 % der 

zuwendungsfähigen Ausgaben, gefördert werden 

In den genannten Fördersätzen sind eventuelle Zu-

schüsse aus Europäischen Strukturfonds enthalten.  

 

2.6. Verfahren 

Anträge sind mit den erforderlichen Projektunter-

lagen an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 

Hessen (Anschriften siehe Teil I, Nr. 5.) zu rich-

ten.  

 

2.7. Weitere Bestimmungen 

Das geförderte regionale Entwicklungskonzept ist 

in geeigneter Form zu publizieren.  

Über die Geschäftstätigkeit des Regionalmanage-

ments, die Verwendung des Regionalbudgets und 

die Aktivitäten von Kooperationsnetzwerken und 

Clustermanagement ist während des Förderzeit-

raums dem Zuwendungsgeber jährlich zu berich-

ten. 

 

 

3. Regionales Standortmarketing  

3.1. Gegenstand der Förderung 

Zur Verbesserung des Standortimages der hessi-

schen Regionen allgemein, zur Verbreitung von 

Standortinformationen und zur gezielten Ansied-

lungswerbung sind Marketingaktionen erforder-

lich. 

Das Land Hessen unterstützt solche Aktionen 

durch Zuschüsse. 

 

3.2. Fördergebiet 

Vorrangig werden Vorhaben in den EFRE-Vor-

ranggebieten  unterstützt.  

3.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind organisierte Regionalforen 

(z.B. regionale Entwicklungsvereine, Förderge-

sellschaften, Zweckverbände), einzelne Landkreise 

oder mehrere Landkreise gemeinsam oder kom-

munale Zusammenschlüsse sowie von diesen ge-

tragene Wirtschaftsförderungsgesellschaften. 

 

3.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden Ausgaben für Marketingaktio-

nen zur Verbesserung des regionalen Standort-
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images allgemein, zur Verbreitung von Standortin-

formationen und zur Ansiedlungswerbung sowie 

Marketingaktionen im Zusammenhang mit dem 

Aufbau regionaler Innovationscluster. 

Dazu zählen insbesondere Ausgaben für die Kon-

zeptionierung, Ausgaben für Anzeigen und Wer-

bespots, Ausgaben für die Herstellung von Infor-

mationsmaterialien, Ausgaben für Präsentationen 

in elektronischer Form (Internet), Ausgaben für 

Veranstaltungen zur Profilierung der Region und 

zur Bildung regionaler Netzwerke sowie zusätz-

liche projektbezogene Personalkosten. 

 

3.5. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird im Wege der Anteilfinanzie-

rung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-

wendungsfähigen Ausgaben gewährt. In der Regel 

beträgt der Fördersatz nicht mehr als 50 %.  

In den Zuschüssen sind eventuelle Zuschüsse aus 

den Europäischen Strukturfonds enthalten. 

 

3.6. Verfahren 

Anträge sind mit den erforderlichen Projektunter-

lagen an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 

Hessen (Anschriften siehe Teil I, Nr. 5.) zu rich-

ten.  

 

3.7. Weitere Bestimmungen 

Die geförderten Aktionen sind in geeigneter Weise 

zu dokumentieren. 

 

4. Infrastrukturen für die Ansiedlung und Ent-

wicklung von Unternehmen 

4.1. Gegenstand der Förderung 

Voraussetzung für die Schaffung und Sicherung 

von Arbeitsplätzen ist eine gut ausgebaute wirt-

schaftsnahe Infrastruktur. Das Land Hessen fördert 

deshalb bedarfsorientiert Investitionen zur Er-

schließung gewerblicher Flächen sowie Investitio-

nen zur Neuordnung brachliegender Gewerbe-, 

Verkehrs- oder Militärflächen und deren Herrich-

tung für eine gewerbliche Folgenutzung (Konver-

sion) einschließlich konzeptioneller und plane-

rischer Vorarbeiten, den Aus- und Umbau von 

Gebäuden zur Nutzung durch mehrere Betriebe 

sowie die Errichtung, den Aus- oder Umbau von 

Gebäuden für Messen und Ausstellungen. Soweit 

möglich hat bei der Entwicklung von Industrie- 

und Gewerbeflächen die Wiederherrichtung von 

Brachen Vorrang vor der Ausweisung neuer Flä-

chen.  

Projekte, die im Rahmen einer interkommunalen 

Kooperation verwirklicht werden, haben grund-

sätzlich Vorrang.  

 

4.2. Fördergebiet 

Vorrangig werden Vorhaben in den regionalen 

Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und 

in den EFRE-Vorranggebieten unterstützt. 

Die Herrichtung von brachliegenden Militärflä-

chen (Konversionsmaßnahmen) kann darüber hin-

aus an Standorten gefördert werden, die von der 

Auflösung oder Ausdünnung militärischer Ein-

richtungen in Bezug auf ihre Wirtschaftsstruktur in 

besonderem Maße negativ betroffen sind. In Aus-

nahmefällen können Investitionen zur Erschlie-

ßung und Umnutzung von Flächen auch außerhalb 

der bisher militärisch genutzten Flächen gefördert 

werden. Die Entscheidungen werden in Abhängig-

keit von militärischen Standortentscheidungen im 

Einzelfall getroffen.  

 

4.3. Antragsberechtigte 

Als Projektträger werden vorzugsweise Gemein-

den, Gemeindeverbände und Kreise gefördert. Ju-

ristische Personen, die steuerbegünstigte Zwecke 

verfolgen, können mit kommunalen Trägern gleich 

behandelt werden, wenn die Voraussetzungen der 

§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllt sind, und 

dies vom Finanzamt anerkannt ist. 

Träger können auch natürliche und juristische Per-

sonen sein, die nicht auf Gewinnerzielung ausge-

richtet sind. Sofern beim Träger andere Private be-

teiligt sind, muss der Anteil der kommunalen, be-

ziehungsweise steuerbegünstigten Beteiligten 

überwiegen. In diesem Fall ist eine Besicherung 

eventueller Haftungs- und Rückforderungsansprü-

che in geeigneter Form vorzusehen.  

 

4.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden nur Maßnahmen, die die Vor-

aussetzung für die Ansiedlung und Entwicklung 

von gewerblichen Betrieben schaffen.  

Die zweckentsprechende Nutzung der geförderten 

Infrastruktureinrichtungen ist auf die Dauer von 15 

Jahren (Überwachungszeitraum) sicherzustellen.  

Infrastrukturmaßnahmen zugunsten des großflä-

chigen Einzelhandels sind nicht förderfähig.  

Gefördert werden können: 

4.4.1. Gutachten (z B. Markt- und Potenzialanalysen, 

Entwicklungskonzepte, Machbarkeitsstudien), 

Planungs- und Beratungsleistungen (ohne Bauleit-

planung), die der Träger zur Vorbereitung und 

Durchführung zuwendungsfähiger Infrastruktur-

maßnahmen von Dritten in Anspruch nimmt. Wer-

den bei der Förderung von Untersuchungen für 

Konversionsmaßnahmen ausschließlich Landes-

mittel eingesetzt, wird die Förderfähigkeit der 

Gutachten etc. nicht dadurch eingeschränkt, dass 

Nachnutzungsmöglichkeiten und Verwertungs-

chancen von Konversionsflächen ergebnisoffen, 

d.h. nicht nur im Hinblick auf zuwendungsfähige 

Infrastrukturinvestitionen nach diesen Richtlinien 

untersucht werden. 

4.4.2. Erschließung gewerblicher Flächen  

Hierzu gehören insbesondere: 
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 der Bau von Erschließungsstraßen mit Geh- 

und Radwegen und Beleuchtung,  

 die Errichtung oder der Ausbau von Verkehrs-

verbindungen zur Anbindung von Gewerbe-

betrieben oder von Gewerbegebieten an das 

überregionale Verkehrsnetz, 

 die Schaffung öffentlicher Parkmöglichkeiten 

innerhalb des Gewerbegebietes,  

 der Bau von Energie- und Wasserversorgungs-

anlagen sowie von Kommunikationsleitungen 

bis zur Anbindung an Netz oder nächsten Kno-

tenpunkt  

(In Gebieten, in denen ein Wettbewerb zwi-

schen mehreren Anbietern dieser Leistungen 

besteht bzw. gewerbliche Angebote zur Infra-

strukturbereitstellung vorliegen, erfolgt keine 

Förderung.), 

 der Bau von Anlagen zur Beseitigung und Rei-

nigung von Abwasser und Abfall,  

 der Bau von Gleisanschlüssen (nicht Privat-

gleisanschlüsse gewerblicher Unternehmen),  

 die Begrünung der öffentlichen Flächen inner-

halb des Gewerbegebietes,  

 Umweltschutzmaßnahmen und ökologische 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, soweit sie 

rechtlich vorgeschrieben sind, in einem un-

mittelbaren Zusammenhang mit der Erschlie-

ßungsmaßnahme stehen und für deren Umset-

zung unvermeidbar erforderlich sind, 

 die Baureifmachung des Geländes, z. B. durch 

Einebnung, Verlegung von Gewässern und  

 der Abbruch, die Sanierung und der Rückbau 

von Gebäuden und Anlagen im Zusammen-

hang mit der gewerblichen Wiedernutzung 

brachliegender Industrie- und Gewerbeflächen 

oder mit der gewerblichen Folgenutzung 

brachliegender Verkehrs- oder Militärflächen 

einschließlich der Beseitigung von Altlasten, 

soweit dies für eine wirtschaftliche Nutzung 

erforderlich und wirtschaftlich vertretbar ist, 

keine Beseitigungs- oder Finanzierungs-

pflichten Dritter bestehen und sämtliche ande-

ren Möglichkeiten der Kostenübernahme aus-

geschöpft sind (Subsidiaritätsgrundsatz). 

4.4.3. Aus- oder Umbau von Gebäuden zur Nutzung 

durch mehrere Betriebe.  

4.4.4. Errichtung, Aus- oder Umbau von Gebäuden und 

Herrichtung von Flächen für Messen und Aus-

stellungen.  

Bei allen Vorhaben und Maßnahmen nach 

Nr. 4.4.1. bis 4.4.4. sind Ausgaben der Träger zu-

wendungsfähig, soweit sie in ursächlichem Zu-

sammenhang mit dem Vorhaben stehen, zur 

Durchführung unbedingt erforderlich sind und den 

Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirtschaftlich-

keit entsprechen. Bei Baumaßnahmen gehören 

hierzu Bauausgaben und Baunebenausgaben (bei 

Tiefbaumaßnahmen z.B. Ausgaben für die projekt-

bezogene Ausführungsplanung, für die Entwurfs-

genehmigung z.B. nach dem Hessischen Wasser-

gesetz, für die Baugenehmigung und für die Bau-

leitung). 

 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben bei Hochbau-

vorhaben bestimmen sich nach der DIN 276. Die 

Belange Behinderter sind bei den jeweils geplan-

ten Projekten zu beachten. 

Nicht zuwendungsfähig sind: 

 Reine Sanierungen und Ersatzinvestitionen  

 Kosten des Grunderwerbs (auch Gerichtskos-

ten, Grunddienstbarkeiten, Entschädigungen, 

Makler- und sonstige Gebühren, Vermes-

sungskosten); gilt im Ausnahmefall nicht für 

Hochbaumaßnahmen  

 Ausgaben für die Bauleitplanung  

 Ausgaben für die Vor-, Entwurfs- und Geneh-

migungsplanung (Leistungsphase 1 bis 4 

HOAI) 

 Ausgaben für Planungen, die der Träger selbst 

erbringt 

 Ausgaben für Veranstaltungen (z.B. Grund-

steinlegung, Richtfest, Einweihungsfeier)  

 Kreditbeschaffungskosten  

 Unterhaltungs-, Wartungs- und Ablösekosten 

(Straßenbau)  

 Hausanschlusskosten, sofern von Dritten ge-

tragen  

 Ausgleichsabgaben  

 Ausgaben für die Fertigstellungspflege bei Be-

grünungsmaßnahmen über den Zeitraum eines 

Jahres hinaus  

 

4.5. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird als Projektförderung im Wege 

der Anteilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zu-

schuss und/oder als rückzahlbarer Zuschuss (zins-

loses Darlehen) zu den zuwendungsfähigen Aus-

gaben gewährt. 

Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach der Art 

und dem Umfang des Projekts sowie nach seinen 

Auswirkungen auf die Verbesserung der wirt-

schaftlichen Struktur des Landes oder der betref-

fenden Region. Der Fördersatz soll in der Regel 

50 % nicht überschreiten. 

Beim Einsatz von Landesmitteln für Projekte 

kommunaler Zuwendungsempfänger bestimmt 

sich die Festlegung des Fördersatzes im Einzelfall 

nach deren finanzieller Leistungsfähigkeit und de-

ren Stellung im Lasten- und Finanzausgleich. 

Hierdurch kann der nach Art und Umfang des Pro-

jekts sowie seiner regionalen Bedeutung fest-

gelegte Fördersatz um 10 % unter- oder über-

schritten werden. 

In geeigneten Fällen wird die Höhe der notwendi-

gen Förderung anhand einer projektbezogenen, 

mehrjährigen Investitionsrechnung nach der Kapi-

talwertmethode abgeschätzt, bei der neben den In-

vestitionsausgaben auch spätere weitere projekt-

bezogene Ausgaben und Einnahmen einbezogen 

werden.  

Im Falle Einnahmen schaffender Infrastruktur-

investitionen vermindern sich die zuwendungs-

fähigen Ausgaben um den aktuellen Wert der nach 

objektiver Schätzung im Überwachungszeitraum 

zu erwartenden Nettoeinnahmen.  
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In den genannten Fördersätzen sind eventuelle Zu-

wendungen aus den Europäischen Strukturfonds 

enthalten. 

 

4.6. Verfahren 

Der Antrag ist mit den erforderlichen Projektun-

terlagen auf einem Formblatt auf dem Dienstweg, 

bei kreisangehörigen Gemeinden über das zustän-

dige Landratsamt, mit der Stellungnahme des Re-

gierungspräsidiums an die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen (Anschriften siehe Teil I, Nr. 

5.) zu richten. 

Aus den Antragsunterlagen soll hervorgehen, ob 

und wie sich das Projekt in ein vorhandenes regio-

nales Entwicklungskonzept einfügt. Ggf. ist die 

Stellungnahme eines Regionalforums beizufügen. 

Ergebnisse regionaler Entwicklungskonzepte und 

Empfehlungen der Regionalforen werden bei der 

Projektförderung des Landes im Rahmen der fi-

nanziellen Möglichkeiten berücksichtigt, sofern 

keine überregionalen Gesichtspunkte entgegen-

stehen.  

 

4.7. Weitere Bestimmungen 

Werden auf den erschlossenen Flächen neben Ge-

werbebetrieben auch wirtschaftsnahe Infrastruktur-

einrichtungen z. B. für den Technologietransfer 

angesiedelt, ist dies förderunschädlich. 

Der Träger kann die Ausführung, den Betrieb und 

die Vermarktung des Infrastrukturprojekts sowie 

das Eigentum daran an natürliche oder juristische 

Personen, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet 

sind, übertragen, wenn folgende Voraussetzungen 

erfüllt sind:  

 Die Förderziele dieser Richtlinien werden ein-

gehalten.  

 Die Interessen des Trägers werden gewahrt, 

indem dieser ausreichend Einfluss auf die 

Ausgestaltung des Projekts behält, etwa durch 

eine geeignete vertragliche Ausgestaltung 

(z.B. Geschäftsbesorgungs-, Treuhand-, Er-

schließungsvertrag).  

 Die wirtschaftliche Aktivität des Betreibers hat 

sich auf den Betrieb bzw. die Vermarktung der 

Infrastruktureinrichtung zu beschränken. Er 

darf die Infrastruktureinrichtung nicht eigen-

wirtschaftlich nutzen. Betreiber und Nutzer 

dürfen weder rechtlich, wirtschaftlich noch 

personell verflochten sein.  

Der Träger einer Infrastrukturmaßnahme ist in vol-

lem Umfang für die richtlinienkonforme Ab-

wicklung des Vorhabens verantwortlich und haftet 

dementsprechend dem Subventionsgeber für den 

Fall einer etwaigen Rückforderung.  

Die mit Fördermitteln nach diesen Richtlinien er-

schlossenen Industrie- und Gewerbegelände wer-

den nach öffentlicher Verkaufsbemühung, wie z.B. 

Hinweistafeln auf dem Gewerbegebiet, Veröffent-

lichung in der Gewerbegebietsliste und in über-

regionalen Tageszeitungen, Einschaltung eines 

überregional tätigen Maklers, zum Marktpreis an 

den besten Bieter verkauft. Soweit der Verkaufs-

preis die Kosten für den Grundstückserwerb, zu-

züglich des Eigenanteils des Trägers an den Er-

schließungskosten überschreitet, ist der gewährte 

Zuschuss um den übersteigenden Teil zu kürzen.  

Werden die Grundstücke unter dem Marktpreis 

verkauft, ist der damit verbundene Fördervorteil 

bei der Subventionsberechnung im Rahmen der 

Förderhöchstsätze anzurechnen. 

 

 

5. Tourismus 

5.1. Gegenstand der Förderung 

Tourismusförderung ist Teil der Wirtschaftsförde-

rung. Zur Sicherung und Weiterentwicklung des 

Tourismusstandorts Hessen, zur Auslösung positi-

ver Arbeitsmarkt- und Einkommenseffekte sowie 

zur Stärkung strukturschwacher Regionen in Hes-

sen unterstützt das Land innovative, qualitativ 

hochwertige marktgerechte Tourismus- und Frei-

zeitangebote, denen auf der Grundlage eines regi-

onalen Tourismuskonzepts oder eines touristischen 

Leitbildes eine besondere regionale - nicht nur lo-

kale - Wirksamkeit zuerkannt wird.  

Diese Ziele werden durch die Förderung der öf-

fentlichen touristischen Infrastruktur und von Pro-

jekten landesweit oder auf Ebene von Destina-

tionen operierender touristischer Organisationen 

nach Maßgabe des Haushaltsplans verfolgt. 

Priorität wird Projekten eingeräumt, mit denen di-

rekte private Folgeinvestitionen ausgelöst oder be-

schleunigt werden, sowie identifikations- und 

imagebildenden Projekten, besonders innovativen 

Projekten und Projekten, mit denen entwicklungs-

hemmende Engpässe beseitigt werden. 

 

5.2. Fördergebiet 

Vorhaben der öffentlichen Tourismus-Infrastruktur 

werden vorrangig in den Fördergebieten der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur“ und in den EFRE-Vorrang-

gebieten unterstützt. 

Darüber hinaus können Vorhaben nach Nr. 5.4., 

dritter Absatz in den übrigen Tourismusregionen 

des Landes gefördert werden. 

Zu Vorhaben im Bereich des Landtourismus siehe 

Teil II, Nr. 6.4. dieser Richtlinien. 

 

5.3. Antragsberechtigte 

Als Projektträger werden vorzugsweise Gemein-

den, Gemeindeverbände und Kreise gefördert. Ju-

ristische Personen, die steuerbegünstigte Zwecke 

verfolgen, können mit kommunalen Trägern gleich 

behandelt werden, wenn die Voraussetzungen der 

§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllt sind, und 

dies vom Finanzamt anerkannt ist.  

Träger können auch natürliche und juristische Per-

sonen sein, die nicht auf Gewinnerzielung ausge-

richtet sind. Sofern beim Träger andere Private be-

teiligt sind, muss der Anteil der kommunalen, be-
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ziehungsweise steuerbegünstigten Beteiligten 

überwiegen. In diesem Fall ist eine Besicherung 

eventueller Haftungs- und Rückforderungsan-

sprüche in geeigneter Form vorzusehen.  

 

5.4. Verwendungszweck 

Projekte der öffentlichen touristischen Infrastruk-

tur werden nach Maßgabe der aktuellen Vor-

schriften des Rahmenplanes der Gemeinschafts-

aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur“ sowie des Operationellen Pro-

gramms zur Förderung der regionalen Wettbe-

werbsfähigkeit und Beschäftigung aus Mitteln des 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) gefördert. Hierbei ist Voraussetzung, dass 

ein starker und unmittelbarer Bezug zwischen den 

zuwendungsfähigen Infrastruktureinrichtungen 

und den partizipierenden Wirtschaftsunternehmen 

besteht. 

Zuwendungsfähig sind: 

 Erarbeitung regionaler Tourismuskonzepte in 

Anlehnung an Teil II Nr. 2. dieser Richtlinien  

 touristische Marketingmaßnahmen mit neuarti-

gem und aktivierendem Charakter (keine Dau-

eraufgaben) für touristische Destinationen in 

Hessen in Anlehnung an Teil II Nr. 3. dieser 

Richtlinien  

 touristische Marketingmaßnahmen der landes-

weit tätigen touristischen Marketingorganisa-

tionen 

 landesweite oder regionale Beratungsmaßnah-

men zur Qualitätssicherung und Qualitätsver-

besserung im Tourismus 

 Planungs- und Beratungsleistungen, die der 

Vorhabenträger zur Vorbereitung bzw. Durch-

führung zuwendungsfähiger touristischer In-

frastrukturmaßnahmen von Dritten in An-

spruch nimmt. 

 Investitionen zur Geländeerschließung für den 

Tourismus und Investitionen zur Errichtung 

und zum Ausbau öffentlicher Tourismusein-

richtungen (z. B. öffentliche Kureinrichtungen 

wie Kurhäuser, Kurparks oder balneologische 

Einrichtungen in prädikatisierten Heilbädern 

und Kurorten entsprechend den jeweils aner-

kannten medizinisch-therapeutischen Erfor-

dernissen, Informationsbüros für Tourismus-

regionen, Einrichtungen zum Aktivurlaub und 

zur Gästebetreuung, erlebnisorientierte Be-

suchereinrichtungen, touristische Freizeit-

bäder, möglichst Ganzjahresbäder, Badebio-

tope, Freizeitanlagen, Wintersportanlagen, 

Einrichtungen für die Durchführung überre-

gionaler Großveranstaltungen). 

Öffentliche Einrichtungen des Tourismus sind 

Basiseinrichtungen der Infrastruktur des Tou-

rismus, die für die Leistungsfähigkeit und 

wirtschaftliche Entwicklung von Tourismus-

betrieben von unmittelbarer Bedeutung sind 

und überwiegend dem Tourismus dienen. 

Außerhalb der Fördergebiete der Gemeinschafts-

aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur“ und der EFRE-Vorranggebiete 

werden vorrangig Investitionen der Gemeinden 

oder Gemeindeverbände zur Verbesserung der tou-

ristischen Infrastruktur an den hessischen Rad-

fernwegen, in öffentliche Kureinrichtungen prädi-

katisierter Heilbäder und Kurorte sowie in Frei-

zeit- und Erholungsanlagen in Naherholungs-

gebieten der Großstädte gefördert.  

Die zuwendungsfähigen Ausgaben bei Hochbau-

vorhaben bestimmen sich nach der DIN 276. Die 

Belange Behinderter sind bei den jeweils geplan-

ten Projekten zu beachten. 

Nicht zuwendungsfähig sind: 

 Folgende Kostengruppen (KG) der DIN 276: 

Ausgaben im Zusammenhang mit Grund- und 

Gebäudeerwerb - auch Gerichtskosten, Grund-

dienstbarkeiten, Entschädigungen, Makler- 

und sonstige Gebühren, Vermessungskosten 

(KG 100), nichtöffentliche Erschließung (KG 

230), Bauherrenaufgaben (KG 710), Finanzie-

rung (KG 760) 

 Reine Sanierungen und Ersatzinvestitionen, 

Pflege- und Unterhaltungsarbeiten  

Vorhaben, die zwar eine touristische Komponente 

haben, jedoch vorwiegend anderen Zwecken die-

nen (z. B. Sport, Kultur, Wasserwirtschaft, Natur- 

und Landschaftsschutz, soziale und gemeinnützige 

Einrichtungen, Dorferneuerung, Denkmalpflege) 

sind generell von der Förderung ausgenommen. 

 

5.5. Art und Umfang der Förderung 

Die Zuwendung wird als Projektförderung grund-

sätzlich im Wege der Anteilfinanzierung als nicht 

rückzahlbarer Zuschuss und/oder als rückzahlbarer 

Zuschuss (zinsloses Darlehen) zu den zuwen-

dungsfähigen Ausgaben gewährt. 

Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach der Art 

und dem Umfang des Projekts sowie nach seinen 

Auswirkungen auf die Verbesserung der wirt-

schaftlichen Struktur des Landes oder der betref-

fenden Region. Vorhaben von öffentlichen Trä-

gern sowie kommunalersetzende Vorhaben wer-

den in der Regel mit einer Zuwendung bis zu 50 % 

gefördert. 

Beim Einsatz von Landesmitteln für investive Pro-

jekte kommunaler Zuwendungsempfänger be-

stimmt sich die Festlegung des Fördersatzes im 

Einzelfall nach deren finanzieller Leistungsfähig-

keit und deren Stellung im Lasten- und Finanzaus-

gleich. Hierdurch kann der nach Art und Umfang 

des Projekts sowie seiner regionalen Bedeutung 

festgelegte Fördersatz um 10 % unter- oder über-

schritten werden. 

In geeigneten Fällen wird die Höhe der notwendi-

gen Förderung anhand einer projektbezogenen, 

mehrjährigen Investitionsrechnung nach der Kapi-

talwertmethode abgeschätzt, bei der neben den In-

vestitionsausgaben auch spätere weitere projekt-

bezogene Ausgaben und Einnahmen einbezogen 

werden.  

Im Falle Einnahmen schaffender Infrastruktur-

investitionen vermindern sich die zuwendungs-

fähigen Ausgaben um den aktuellen Wert der nach 
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objektiver Schätzung im Überwachungszeitraum 

zu erwartenden Nettoeinnahmen.  

In den genannten Fördersätzen sind eventuelle Zu-

schüsse aus den Europäischen Strukturfonds ent-

halten. 

 

5.6. Verfahren 

Anträge sind mit den erforderlichen Projektunter-

lagen an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 

Hessen (Anschriften siehe Teil I, Nr. 5.) zu rich-

ten. Bei Projekten der öffentlichen Infrastruktur er-

folgt die Antragstellung auf dem Dienstweg über 

den Landrat und das Regierungspräsidium. 

Aus den Antragsunterlagen soll hervorgehen, ob 

und wie sich das Projekt in ein vorhandenes regio-

nales Entwicklungskonzept und ein vorhandenes 

touristisches Destinationskonzept einfügt. Ggf. 

sind die Stellungnahmen des Regionalforums und 

des Destinationsmanagements beizufügen. Ergeb-

nisse regionaler Entwicklungskonzepte sowie 

Empfehlungen der Regionalforen und der touristi-

schen Destinationsorganisationen werden bei der 

Projektförderung des Landes Hessen im Rahmen 

der finanziellen Möglichkeiten berücksichtigt, so-

fern keine überregionalen Gesichtspunkte entge-

genstehen.  

Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung kön-

nen die fachlich betroffenen touristischen Organi-

sationen (z.B. HA Hessen Agentur GmbH, Hessi-

scher Tourismusverband e. V., Hessischer Heil-

bäderverband e. V., Destinationsorganisationen) 

ebenfalls angehört werden. 

 

5.7. Weitere Bestimmungen 

Der Träger kann die Ausführung, den Betrieb und 

die Vermarktung des Infrastrukturprojekts sowie 

das Eigentum daran an natürliche oder juristische 

Personen, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet 

sind, übertragen, wenn folgende Voraussetzungen 

erfüllt sind:  

 Die Förderziele dieser Richtlinien werden ein-

gehalten.  

 Die Interessen des Trägers werden gewahrt, 

indem dieser ausreichend Einfluss auf die Aus-

gestaltung des Projekts behält, etwa durch eine 

geeignete vertragliche Ausgestaltung (z.B. Ge-

schäftsbesorgungs-, Treuhand-, Erschlie-

ßungsvertrag).  

 Die wirtschaftliche Aktivität des Betreibers hat 

sich auf den Betrieb bzw. die Vermarktung der 

Infrastruktureinrichtung zu beschränken. Er 

darf die Infrastruktureinrichtung nicht eigen-

wirtschaftlich nutzen. Betreiber und Nutzer 

dürfen weder rechtlich, wirtschaftlich noch 

personell verflochten sein.  

Die Zuwendungsempfänger haben sich an Marke-

tingaktionen der Landesmarketingorganisation zu 

beteiligen und – soweit relevant – an Maßnahmen 

der Qualitätssicherung und -entwicklung. 

Der Träger einer Infrastrukturmaßnahme ist in vol-

lem Umfang für die richtlinienkonforme Ab-

wicklung des Vorhabens verantwortlich und haftet 

dementsprechend dem Subventionsgeber für den 

Fall einer etwaigen Rückforderung.  

 

 

6. Ländliche Entwicklung 

6.1. Überblick 

Das Land Hessen unterstützt die eigenständige 

Entwicklung der Regionen und der Dörfer auf der 

Grundlage des Prinzips der Nachhaltigkeit. Dieses 

Prinzip erfordert ein Denken in ökonomischen, so-

zialen, kulturellen und ökologischen Zusammen-

hängen.  

Diesem ganzheitlichen Ansatz entsprechend wer-

den in diesem Programm folgende Förderangebote 

zusammengefasst: 

 

- Dienstleistungen für regionale Kooperationen 

zur Entwicklung ländlicher Gebiete  

- Regionale Wertschöpfung und Lebensqualität 

- Landtourismus  

- Dorferneuerung 

- Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“ 

 

6.2. Dienstleistungen für regionale Kooperationen 

zur Entwicklung ländlicher Gebiete 

6.2.1. Gegenstand der Förderung 

Projekte zur Förderung der ländlichen Entwick-

lung sollen im regionalen und Fachgebiete über-

greifenden Zusammenhang gesehen und umgesetzt 

werden. Deshalb fördert das Land Hessen Dienst-

leistungen für Kooperationen zur Entwicklung 

ländlicher Gebiete in der Trägerschaft von Regio-

nalforen oder von lokalen Aktionsgruppen nach 

LEADER. 

Mit der Umsetzung der regionalen Entwicklungs-

konzepte soll der Zusammenhang zwischen den 

Entwicklungszielen für eine Region und den kon-

kreten Projekten hergestellt werden. Die Ergebnis-

se integrierter regionaler Entwicklungskonzepte 

und die Empfehlungen der Regionalforen werden 

bei der Projektförderung des Landes Hessen im 

Sinne dieser Richtlinie im Rahmen der finanziel-

len Möglichkeiten berücksichtigt, sofern keine 

überregionalen Gründe entgegenstehen. 

Darüber hinaus werden die Regionalforen bei der 

Bereitstellung von Informationen über das betref-

fende Gebiet, bei der Schulung der leitenden Ak-

teure des Regionalmanagements sowie bei der 

Entwicklung von nationalen und transnationalen 

Kooperationsprojekten unterstützt. 

Die Konzepte dürfen nicht im Widerspruch zu den 

Entwicklungszielen von regionalen Ent-

wicklungskonzepten stehen, die nach Teil II, Nr. 2  

für größere Regionen gefördert wurden, bzw. sind 

mit diesen abzustimmen. 

6.2.2. Fördergebiete 

Fördergebiete sind Regionen unterhalb der Ebene 

großräumiger Wirtschaftsregionen im ländlichen 

Raum gemäß Teil I, Nr. 3. 
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6.2.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind rechtsfähig organisierte 

Regionalforen oder rechtsfähig organisierte Zu-

sammenschlüsse von Regionalforen. Als Regional-

foren gelten außerhalb öffentlicher Verwaltungen 

organisierte Zusammenschlüsse der für die Ent-

wicklung einer ländlichen Region relevanten Ge-

bietskörperschaften, Institutionen, Organisationen, 

Verbände und Initiativen, deren satzungsmäßiges 

Ziel die Sektor übergreifende Entwicklung ihrer 

Region ist (z. B. regionale Entwicklungsgruppen, -

vereine, -gesellschaften oder lokale Aktionsgrup-

pen im Sinne von LEADER).  

Antragsberechtigt für Maßnahmen nach den Nrn. 

6.2.4.2. und 6.2.4.5. sind ausschließlich lokale Ak-

tionsgruppen nach LEADER. 

 

6.2.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können:  

6.2.4.1. Ausgaben für die Erstellung, Ergänzung oder An-

passung regionaler Entwicklungskonzepte in der 

Trägerschaft öffentlich-privater Partnerschaften 

einschließlich unterstützende Dienstleistungen für 

Regionalanalyse, für Prozessmoderation und für 

Aufbereitung und Publikation der Ergebnisse. 

Gefördert werden ausschließlich Ausgaben für 

Dienstleistungen, die im Rahmen einer Auftrags-

vergabe durch externe Unternehmen ohne Perso-

nalidentität zum Auftraggeber erbracht werden. 

6.2.4.2. Ausgaben für den Aufbau eines nachhaltig ange-

legten Regionalmanagements in der Trägerschaft 

einer öffentlich-privaten Partnerschaft als zeitlich 

begrenzte Anschubfinanzierung. 

Regionalmanagement wird nur in Regionen mit 

mindestens 50.000 Einwohnern, in dünn besiedel-

ten Gebieten mit mindestens 30.000 Einwohnern 

gefördert. 

 

6.2.4.3. Ausgaben zur Bereitstellung von Informationen 

über das betreffende Gebiet und die lokale Ent-

wicklungsstrategie (Binnenmarketing). 

Durch Binnenmarketing wird die kontinuierliche 

Information in der Region insbesondere in Bezug 

auf den Bottom-up-Ansatz gewährleistet. Das 

Wissen über regionale Entscheidungsprozesse soll 

größere Akzeptanz in der Region schaffen und 

weitere lokale Akteure zur Mitwirkung gewinnen. 

Gefördert werden ausschließlich Ausgaben für 

Dienstleistungen, die im Rahmen einer Auftrags-

vergabe durch externe Unternehmen ohne Perso-

nalidentität zum Auftraggeber erbracht werden. 

Gefördert werden können z.B. Informationsveran-

staltungen, Regionalmessen, Medienproduktionen. 

6.2.4.4. Ausgaben für die Schulung von leitenden Akteu-

ren der Regionalforen durch fachliche Fortbildung, 

Coaching, Prozessmanagement und Controlling. 

Die leitenden Akteure der Regionalforen sollen 

durch Schulung weiter qualifiziert werden, um den 

demografischen Wandel strukturierend zu beglei-

ten sowie regionsspezifische Entwicklungschancen 

zu erkennen und daraus Projekte anzustoßen. 

Die Schulungsprogramme müssen detaillierte Be-

schreibungen der Lernziele und didaktischen Me-

thoden enthalten und die Qualifikation der einge-

setzten Lehrpersonen und Moderatoren erkennen 

lassen. Der Bedarf muss aus dem regionalen Zu-

sammenhang abgeleitet werden. 

6.2.4.5. Ausgaben für die Entwicklung von nationalen und 

transnationalen Kooperationsprojekten, die geeig-

net sind, die Tragfähigkeit eines Vorhabens zu er-

reichen oder die der gegenseitigen funktionalen 

Ergänzung von Projekten im Einflussbereich der 

zusammen arbeitenden Regionalforen dienen. 

Mit der Entwicklung von nationalen und transna-

tionalen Kooperationsprojekten sollen auch Pro-

jekte zur Umsetzung kommen, deren nicht markt-

fähiger Entwicklungsaufwand von einem Gebiet 

alleine nicht aufgebracht werden kann. Damit soll 

eine Erhöhung der wirtschaftlichen Wertschöp-

fung in der Region erreicht werden. 

Von der Förderung ausgenommen sind Ausgaben 

für die Konzeptentwicklung, die Ausführungspla-

nung und die Investition zur Realisierung der aus 

den Kooperationsprojekten resultierenden Ergeb-

nisse. Sie können als Projekte zur Umsetzung der 

gebietsbezogenen Entwicklungsstrategie nach die-

ser Richtlinie oder im Rahmen anderer Förderpro-

gramme gefördert werden. 

 

6.2.5. Art und Umfang der Förderung 

6.2.5.1. Die Erarbeitung, Ergänzung oder Anpassung inte-

grierter regionaler Entwicklungskonzepte wird 

durch einen Zuschuss als Anteilsfinanzierung in 

Höhe von 80 % der um den Betrag der Mehrwert-

steuer reduzierten zuwendungsfähigen Ausgaben 

gefördert. Der Zuschuss je Konzept beträgt einma-

lig bis zu 50.000 Euro und wird einer Region nur 

einmal innerhalb von fünf Jahren gewährt. 

6.2.5.2. Der Aufbau eines Regionalmanagements wird 

durch einen Zuschuss  (mit Beginn eines Beschäf-

tigungsverhältnisses) als Anteilsfinanzierung in 

Höhe von 80 % der um den Betrag der Mehrwert-

steuer reduzierten zuwendungsfähigen Ausgaben 

gefördert. Der Zuschuss ist auf 50.000 € pro Jahr 

begrenzt und wird längstens vier Jahre bis zu ei-

nem Höchstbetrag von 200.000 € gewährt. Der 

Zuschuss wird in einer Region nur einmal ge-

währt.  

Fördervoraussetzung ist eine entsprechende Quali-

fikation (vergleichbar Fachhochschulstudium). Zu-

lässig sind auch Honorar- oder Dienstverträge 

(keine Werkverträge mit Consultings), die den An-

forderungen an das Regionalmanagement entspre-

chen. Die Förderung ist auf Personalkosten be-

schränkt. 

6.2.5.3. Ausgaben zur Bereitstellung von Informationen 

über das betreffende Gebiet und die lokale Ent-

wicklungsstrategie (Binnenmarketing) sowie für 

die Entwicklung von nationalen und transnationa-

len Kooperationsprojekten werden durch einen 

Zuschuss als Anteilsfinanzierung in Höhe von 80 

% der um den Betrag der Mehrwertsteuer reduzier-
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ten zuwendungsfähigen Ausgaben gefördert. Der 

Zuschuss ist für ein Projekt auf 50.000 € begrenzt. 

6.2.5.4. Ausgaben für die Schulung von leitenden Akteu-

ren der Regionalforen durch Fortbildung und Coa-

ching werden durch einen Zuschuss als Anteilsfi-

nanzierung in Höhe von 80 % der um den Betrag 

der Mehrwertsteuer reduzierten zuwendungsfähi-

gen Ausgaben gefördert. Der Zuschuss ist auf 

10.000 € begrenzt 

 

6.2.6. Verfahren 

Förderanträge für die Förderangebote nach 6.2.4.1. 

bis 6.2.4.5. sind mit den erforderlichen Angaben 

und Unterlagen bei der für die Förderung der länd-

lichen Entwicklung zuständigen  Behörde einzu-

reichen. Nachforderungen dieser Behörde zur 

Vervollständigung der Anträge sind innerhalb von 

drei Monaten zu erfüllen. Die Überschreitung der 

Dreimonatsfrist führt zur Zurückgabe der Anträge. 

Die subventionsrechtliche Prüfung auf Förderfä-

higkeit wird innerhalb von zwei Monaten nach 

Vorlage der vollständigen Antragsunterlagen ab-

geschlossen. Das Ergebnis wird dem Antragsteller 

von der Bewilligungsstelle schriftlich mitgeteilt. 

Bewilligungsstelle ist die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen (Anschriften s. Teil I, Nr. 5.). 

 

6.2.7. Weitere Bestimmungen 

6.2.7.1. Die Förderung von Dienstleistungen und Sach-

aufwendungen eröffnet keinen Rechtsanspruch auf 

die Förderung nachfolgender Investitionen. 

6.2.7.2. In die Erarbeitung des integrierten regionalen 

Entwicklungskonzepts sollen die Bevölkerung und 

die relevanten Akteure der Region in geeigneter 

Weise einbezogen werden. Dazu gehören in der 

Regel der landwirtschaftliche Berufsstand, die Ge-

bietskörperschaften, die Einrichtungen der Wirt-

schaft wie Industrie- und Handelskammern oder 

Handwerkskammern, die Verbraucherverbände, 

die Umweltverbände und die Träger öffentlicher 

Belange. 

 

Das geförderte regionale Entwicklungskonzept ist 

in geeigneter Form zu publizieren. 

6.2.7.3. Regionalmanagement im Sinne dieses Programms 

  ist die Initiierung, Organisation und Umsetzungs-

begleitung der regionalen Strategien und der länd-

lichen Entwicklungsprozesse durch regionale Ak-

teure, die sich zu diesem Zweck zusammenge-

schlossen haben. Hauptaufgabe des Regionalma-

nagements ist es,  

 

- integrierte regionale Entwicklungskonzepte zu 

entwickeln und umzusetzen,  

- regionale Konsensbildungsprozesse in Gang 

zu setzen, 

- regionale Netzwerke, Bündnisse, Verbundpro-

jekte, Innovationscluster u. ä. aufzubauen,  

- regionale Beschäftigungs- und Wachstumspo-

tenziale zu mobilisieren und 

- zielgerichtete Projekte zu identifizieren und zu 

entwickeln. 

6.2.7.4. Der Einsatz von Mitteln aus der GAK zur Förde-

rung der integrierten ländlichen Entwicklung ist 

auf Projekte nach 6.2.4.1. bis 6.2.4.3. begrenzt. 

Der Einsatz von EU-Mitteln nach Schwerpunkt 4 

des Entwicklungsplans für den Ländlichen Raum 

ist für Projekte nach 6.2.4.2. und 6.2.4.5. auf 

LEADER-Fördergebiete begrenzt. 

 

6.3. Regionale Wertschöpfung und Lebensqualität 

6.3.1. Gegenstand der Förderung 

In den ländlichen Regionen soll durch regionale 

Wertschöpfung und eine nachhaltige eigenständige 

Entwicklung die wirtschaftliche Kompetenz aus-

gebaut, die allgemeine Lebensqualität gesichert 

oder verbessert und die regionale Zusammengehö-

rigkeit gestärkt werden.  

Das Land fördert deshalb Investitionen zur Er-

schließung regionaler Märkte, zur Verbesserung 

der Versorgung und zur Förderung der Regional-

kultur sowie die erforderlichen Dienstleistungen 

und Sachaufwendungen und die erforderlichen 

Schulungs- und Begleitmaßnahmen. Die geförder-

ten Projekte sollen zur Umsetzung eines integrier-

ten regionalen Entwicklungskonzeptes (vgl. Teil II 

Nr. 6.2.1) beitragen. 

 

6.3.2. Fördergebiete 

Fördergebiete sind Regionen unterhalb der Ebene 

großräumiger Wirtschaftsregionen im ländlichen 

Raum gemäß Teil I Nr. 3.  

Die Förderung von Projekten nach Nr. 6.3.4.6. und 

6.3.4.9. soll in den abgegrenzten Fördergebieten 

der Dorferneuerung nach Nr. 6.5.2. vorrangig aus 

dem Dorferneuerungsprogramm erfolgen. 

 

6.3.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind: 

 

- Öffentliche Träger: Gemeinden und Gemein-

deverbände und sonstige Einrichtungen des öf-

fentlichen Rechts für Projekte nach Nr. 

6.3.4.1., 6.3.4.2. und 6.3.4.6. bis 6.3.4.11. 

- Private Träger: Natürliche Personen, juristi-

sche Personen und Personengemeinschaften 

des privaten Rechts für Projekte nach Nr. 

6.3.4.1. bis 6.3.4.11. 

- Rechtsfähig organisierte Regionalforen für 

Projekte nach Nr. 6.3.4.1., 6.3.4.2., 6.3.4.8. 

und 6.3.4.11. 

- Von der Förderung ausgeschlossen sind land-

wirtschaftliche Betriebe als Projektträger. 

 

Investitionen, Sachausgaben und Dienstleistungen 

zur Schaffung von Arbeitsplätzen werden nur ge-

fördert, wenn das Unternehmen zum Zeitpunkt der 

Antragstellung nicht mehr als 10 auf Vollzeit um-

gerechnete Dauerarbeitsplätze hat. 

 

6.3.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können: 
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6.3.4.1. Ausgaben für die Kompetenzentwicklung von eh-

renamtlich tätigen Akteuren auf der örtlichen und 

regionalen Ebene, die sich an der Erarbeitung und 

Umsetzung integrierter Entwicklungsstrategien auf 

der überörtlichen und regionalen Ebene beteiligen 

sowie die Ausrichtung von entsprechenden Infor-

mationsveranstaltungen. 

 

Die Schulungsprogramme müssen detaillierte Be-

schreibungen der Lernziele und didaktischen Me-

thoden enthalten und die Qualifikation der einge-

setzten Lehrpersonen und Moderatoren erkennen 

lassen. Die Veranstaltungen können sich z.B. mit 

dem demografischen Wandel auseinandersetzen. 

6.3.4.2. Ausgaben für projektbezogene Schulungs- und 

Begleitmaßnahmen im Rahmen einer Existenz-

gründung, oder Teilexistenzgründung zur Quali-

tätssicherung sowie zur Marktanpassung. 

6.3.4.3. Ausgaben für gemeinschaftliche regionale Ver-

marktungsinitiativen von Kleinstbetrieben (ausge-

nommen: Unternehmen der Landwirtschaft, der 

Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

sowie der Tourismuswirtschaft gem. Teil II, Nr. 5. 

dieser Richtlinie). 

Förderfähig sind Dienstleistungen, Sachaufwen-

dungen, Investitionen und zusätzliche projektbe-

zogene Personalkosten für Projekte, die zur Ver-

besserung der Wettbewerbsfähigkeit im regionalen 

Markt führen sollen. 

6.3.4.4. Investitionen zur Gründung oder Erweiterung von 

Kleinstunternehmen in der Gründungsphase mit 

mindestens einem neuen, auf Vollzeit umgerech-

neten Dauerarbeitsplatz zur Versorgung der örtli-

chen und regionalen Märkte mit Produkten und 

Dienstleistungen (ausgenommen: Unternehmen 

der Landwirtschaft, der Vermarktung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse sowie der Tourismuswirt-

schaft gem. Teil II, Nr. 5. dieser Richtlinie).  

 

Es werden nur Existenzgründungen gefördert, die 

zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit im re-

gionalen Markt führen sollen.  

6.3.4.5. Investitionen zur Erschließung von Zusatzein-

kommen oder zum Aufbau von Teilexistenzen zur 

Versorgung der regionalen Märkte mit neuen Pro-

dukten und Dienstleistungen (ausgenommen: Un-

ternehmen der Landwirtschaft, der Vermarktung 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie der Tou-

rismuswirtschaft gem. Teil II, Nr. 5. dieser Richt-

linie).  

 

Es werden nur Maßnahmen gefördert, die zur Ver-

besserung der Angebote der regionalen Märkte 

führen.  

6.3.4.6. Investitionen für am Gemeinwohl orientierte Ein-

richtungen zur Verbesserung der regionalen Ver-

sorgung mit Waren und Dienstleistungen 

  

Dabei kann es sich um folgende Einrichtungen 

handeln: 

- zur Verbesserung der regionalen Versorgung 

- zur Förderung der Regionalkultur 

- zur Information und Kommunikation 

In diesem Zusammenhang kann keine IT-Infra-

struktur (z.B.: Breitbandversorgung) gefördert 

werden. 

Die Förderung von Ausführungsplanungen ist erst 

ab Leistungsphase 5 möglich. 

6.3.4.7. Ausgaben für Dienstleistungen und Personalkosten 

zur Anschubfinanzierung von Einrichtungen nach 

6.3.4.6. 

6.3.4.8. Ausgaben für Dienstleistungen und Sachaufwen-

dungen zur Evaluierung von Projektideen und Or-

ganisationsentwicklungen für Projekte nach 

6.3.4.6  

6.3.4.9. Investitionen für am Gemeinwohl orientierte Ein-

richtungen zur Information über Landschafts- und 

Kulturgeschichte sowie zur Erschließung von na-

turräumlichen und kulturellen Naherholungspoten-

zialen mit regionaler Bedeutung und in dauerhaft 

angelegten Organisationsstrukturen. 

Die Förderung von Ausführungsplanungen ist erst 

ab Leistungsphase 5 möglich. 

6.3.4.10.Ausgaben für Dienstleistungen und Personalkos-

ten zur Anschubfinanzierung für Projekte nach 

6.3.4.9. 

6.3.4.11.Ausgaben für Sachaufwendungen zur Evaluie-

rung von Projektideen, Organisationsentwicklun-

gen für Projekte nach. 6.3.4.9. 

 

6.3.5. Art und Umfang der Förderung 

6.3.5.1. Die Förderung erfolgt durch Zuschüsse. Die Zu-

schüsse können als Anteilsfinanzierung der förder-

fähigen Ausgaben oder zum Zweck der Risiko-

minderung als einmaliger Zuschuss zu einem Ka-

pitalmarktdarlehen gewährt werden. Projekte nach 

Nr. 6.3.4.1. bis 6.3.4.3., 6.3.4.5., 6.3.4.7., 6.3.4.8., 

6.3.4.10. und 6.3.4.11. werden ausschließlich als 

Anteilsfinanzierung gefördert 

6.3.5.2. Für Projekte nach 6.3.4.1. und 6.3.4.2. beträgt der 

Fördersatz für private und für öffentliche Träger 

60 %. Der Höchstbetrag des Zuschusses ist auf 

10.000 Euro begrenzt. 

6.3.5.3. Regionalforen im Sinne von Teil II Nr. 6.2.3. wer-

den unabhängig von ihrer Rechtsform für Projekte 

nach 6.3.4.1., 6.3.4.2., 6.3.4.8. und 6.3.4.11. mit 

einem Zuschuss von 60% gefördert. Der Höchst-

betrag des Zuschusses ist auf 10.000 Euro be-

grenzt. 

6.3.5.4. Für Projekte nach. 6.3.4.3. bis 6.3.4.11. können 

private Träger mit einem Zuschuss von 30% der 

förderfähigen Ausgaben gefördert werden. Der 

Höchstbetrag des Zuschusses ist auf 30.000 Euro 

nach 6.3.4.3. bis 6.3.4.6. und 6.3.4.9. sowie auf 

10.000 Euro nach 6.3.4.8. und 6.3.4.11. begrenzt. 

Für Projekte nach 6.3.4.7. und 6.3.4.10. ist der 

Höchstbetrag des Zuschusses auf 50.000 Euro in-

nerhalb von zwei Jahren begrenzt. 

 

Wahlweise können Träger von Projekten nach 

6.3.4.4., 6.3.4.6. und 6.3.4.9. mit einem einmaligen 

Zuschuss von 30% eines für die Ausführung der 

Investition erforderlichen Kapitalmarktdarlehens 
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von höchstens 150.000 Euro für Projekte nach 

6.3.4.4 und höchstens 300.000 Euro für Projekte 

nach 6.3.4.6 und 6.3.4.9 gefördert werden. 

 

Der Zuschuss auf das Kapitalmarktdarlehen ist in 

voller Höhe als Sondertilgung einzusetzen. Soweit 

das Darlehen eine geringere Laufzeit als zehn Jah-

re hat, ist der Darlehenszuschuss zeitanteilig zu 

kürzen. Die Kürzung erfolgt nicht, wenn die letzte 

Tilgungsrate im zehnten Jahr der Laufzeit geleistet 

wird. 

6.3.5.5. Öffentliche Träger werden für Projekte nach 

6.3.4.6. bis 6.3.4.11. mit einem Zuschuss in Höhe 

von 60 % der förderfähigen Ausgaben gefördert. 

Der Höchstbetrag des Zuschusses ist auf 

10.000 Euro für Projekte nach 6.3.4.8. und 

6.3.4.11. begrenzt. Für Projekte nach 6.3.4.7. und 

6.3.4.10. ist der Zuschuss auf 50.000 Euro inner-

halb von zwei Jahren und für Projekte nach 

6.3.4.6. und 6.3.4.9. auf 150.000 Euro begrenzt. 

 

6.3.6. Verfahren 

Förderanträge für die Förderangebote nach 6.3.4.1. 

bis 6.3.4.11. sind mit den erforderlichen Angaben 

und Unterlagen bei der für die Förderung der länd-

lichen Entwicklung zuständigen Behörde einzurei-

chen. Nachforderungen dieser Behörde zur Ver-

vollständigung der Anträge sind innerhalb von drei 

Monaten zu erfüllen. Die Überschreitung der 

Dreimonatsfrist führt zur Zurückgabe der Anträge. 

Die subventionsrechtliche Prüfung auf Förderfä-

higkeit wird innerhalb von zwei Monaten nach 

Vorlage der vollständigen Antragsunterlagen ab-

geschlossen. Das Ergebnis wird dem Antragsteller 

von der Bewilligungsstelle schriftlich mitgeteilt. 

Bewilligungsstelle ist die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen (Anschriften s. Teil I, Nr. 5.).  

 

6.3.7. Weitere Bestimmungen 

6.3.7.1. Die Förderung der Dienstleistungen und Sachauf-

wendungen eröffnet keinen Rechtsanspruch auf 

die Förderung nachfolgender Investitionen. 

6.3.7.2. Aus den Förderanträgen muss hervorgehen: 

- ob und wie sich das Projekt in ein vorhandenes 

regionales Entwicklungskonzept einfügt. Dazu 

ist die Stellungnahme des Regionalforums bei-

zufügen, 

 

- der Beitrag der Projekte zur regionalen Struk-

turverbesserung durch Lösung von Problemen 

in der Lebens- und Versorgungsqualität des 

Standortes oder durch neue regionale Wert-

schöpfung (wirtschaftlicher Nutzen, Arbeits-

plätze) bzw. Sicherung vorhandener regionaler 

Wertschöpfung . Die Stellungnahme des Regi-

onalforums soll dazu eine Aussage treffen, 

 

- der Nachweis einer längerfristig zu erwarten-

den organisatorischen und wirtschaftlichen 

Tragfähigkeit für alle Investitionen einschließ-

lich Einnahmeerwartungen bei Infrastrukturin-

vestitionen. 

Dazu sind Aussagen zu Funktionsbeziehungen 

und –ergänzungen zu Einrichtungen in ande-

ren Orten, zu den zu erwartenden Nettoein-

nahmen, zu den Folgekosten und zur Gewähr-

leistung des Zuwendungszweckes zu treffen, 

 

- dass die Projektträger der nicht gewinnorien-

tierten Projekte ihre Bereitschaft zur Über-

nahme der Finanzierung voraussehbarer Fol-

gekosten erklären, 

 

- dass im Falle von Schulungsmaßnahmen eine 

Mindestteilnehmerzahl von 12 Personen nicht 

unterschritten wird. Ausnahmen sind zu be-

gründen. 

 

- Für Gebäudeinvestitionen nach 6.3.4.6 und 

6.3.4.9 mit dem Ziel der ganzen oder teilwei-

sen Überlassung zur Nutzung an andere selb-

ständig wirtschaftende Träger (Betreibermo-

dell) erfordert der Nachweis der organisatori-

schen Tragfähigkeit auch, dass die Rechtsper-

sonen der Nutzer definiert sind und dass die 

rechtlichen Beziehungen zwischen Grund-

stückseigentümer, Investor und Nutzern (Nut-

zungsregelungen und -entgelte) geregelt sind. 

Der Nachweis der wirtschaftlichen Tragfähig-

keit erfordert neben der Berechnung der Wirt-

schaftlichkeit und Nachhaltigkeit eine Erklä-

rung zur Absicherung des Zuwendungszwe-

ckes durch Ausfallbürgschaften oder Defizit-

ausgleiche. Im Falle kommunaler Projekte sind 

Gremienbeschlüsse erforderlich. 

 

Für die zugrunde liegenden Maßnahmen muss 

die organisatorische und die wirtschaftliche 

Tragfähigkeit einschließlich des Nachweises 

von Folgeausgaben und Einnahmeerwartungen 

nachgewiesen werden. Darüber hinaus muss es 

sich dabei um einen Beitrag zur regionalen 

Strukturverbesserung handeln. 

6.3.7.3.  Der Einsatz von Mitteln aus der GAK zur Förde-

 rung der integrierten ländlichen Entwicklung ist 

 auf Projekte nach 6.3.4.6 begrenzt. 

 

6.4. Landtourismus 

6.4.1. Gegenstand der Förderung 

Die ländlichen Räume Hessens sind in hohem Ma-

ße gekennzeichnet durch eine attraktive Kultur-

landschaft und ein vielgestaltiges kulturelles Erbe. 

Diese Potenziale sollen im Interesse der nachhalti-

gen Entwicklung ländlicher Räume gesichert und 

weiterentwickelt werden.  

 

Strategisches Ziel der Förderung ist es, die wirt-

schaftlichen, struktur- und regionalpolitischen Ef-

fekte des Tourismus optimal zu erschließen, um 

damit die Wettbewerbsfähigkeit der Tou-

rismusbetriebe zu verbessern. 

 

Im Mittelpunkt des Förderangebotes steht die 

Entwicklung und Umsetzung landschaftsgebunde-

ner, qualitativ hochwertiger Aktivtourismusange-

bote sowie die zeitgemäße, qualitätsorientierte 

Förderung des Landtourismus auf der Grundlage 
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und  der Fortentwicklung landwirtschaftlicher Be-

triebe. 

 

Gefördert werden Projekte, denen auf der Grund-

lage eines regionalen Entwicklungskonzeptes eine 

besondere regionale Wirksamkeit zuerkannt wird 

und die zur landtouristischen Profilierung einer 

Destination in den Aktivtourismussegmenten 

Wandern, Radwandern, Bootswandern und Reiten 

beitragen. 

 

Darüber hinaus soll der besondere Stellenwert der 

Landwirtschaft und ihrer Leistungen für den Erhalt 

der Kulturlandschaft als wichtigstes touristisches 

Potenzial anerkannt und der Funktion touristischer 

Angebote landwirtschaftlicher Betriebe als Binde-

glied zwischen Stadt und Land entsprochen wer-

den. 

 

Die Maßnahme zielt in besonderem Maße auf die 

Schaffung neuer Arbeitsplätze für Frauen im Um-

feld landwirtschaftsnaher Betriebe ab. 

 

6.4.2. Fördergebiete  

Fördergebiete sind Regionen unterhalb der Ebene 

großräumiger Wirtschaftsregionen im ländlichen 

Raum gemäß Teil I Nr. 3. 

 

6.4.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind: 

 

- Öffentliche Träger: Gemeinden und Gemein-

deverbände und sonstige Einrichtungen des öf-

fentlichen Rechts für Projekte nach 6.4.4.1., 

6.4.4.2., 6.4.4.5. und 6.4.4.6. 

 

- Private Träger: Natürliche Personen, 

,juristische Personen und Personengemein-

schaften des privaten Rechts für Projekte nach 

6.4.4.1., 6.4.4.2., 6.4.4.4., 6.4.4.5. und 6.4.4.6. 

 

- Für Projekte nach 6.4.4.3. gilt für den An-

tragsberechtigten folgende Eingrenzung: 

Gefördert werden können: 

-- Unternehmen, unbeschadet der gewählten 

Rechtsform 

a) deren Geschäftstätigkeit zu wesentlichen 

Teilen (mehr als 25% der Umsatzerlöse) 

darin besteht, durch Bodenbewirtschaftung 

oder durch mit Bodenbewirtschaftung ver-

bundene Tierhaltung pflanzliche und tieri-

sche Erzeugnisse zu gewinnen, und 

b) die die in § 1 Abs. 2 des Gesetzes für die 

Alterssicherung der Landwirte (ALG) ge-

nannte Mindestgröße erreichen oder über-

schreiten. 

-- Unternehmen, die einen landwirtschaftli-

chen Betrieb bewirtschaften und unmittel-

bar kirchliche, gemeinnützige oder mildtä-

tige Zwecke verfolgen, 

-- Inhaber landwirtschaftlicher Einzelunter-

nehmen, deren Ehegatten sowie mitarbei-

tende Familienangehörige gem. § 1 Abs. 8 

ALG, soweit sie in räumlicher Nähe zum 

landwirtschaftlichen Betrieb erstmalig eine 

selbständige Existenz gründen oder entwi-

ckeln. 

 

6.4.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können: 

6.4.4.1. Ausgaben für Dienstleistungen und Sachaufwen-

dungen zur Evaluierung von Projektideen und Or-

ganisationsentwicklungen sowie das Marketing- 

und Kommunikationskonzept für Projekte nach 

6.4.4.2. 

6.4.4.2. Investitionen für kleine Infrastrukturmaßnahmen 

zum Aufbau und der Weiterentwicklung qualitäts-

orientierter, landschaftsgebundener Aktivurlaubs-

angebote (Wandern, Radwandern, Bootswandern, 

Reiten).  

Gefördert werden Investitionen an prädikatisierten 

Weitwanderwegen und ihrer Zuwege einschließ-

lich notwendiger baulicher Anlagen (Stege, Ge-

länder, Treppen) und Möblierung (Rastplätze). 

Außerdem können gefördert werden Investitionen 

an den Hessischen Fernradwegen und an überregi-

onalen touristischen Radwegen sowie in den Seg-

menten Bootswandern und Reiten. 

Dazu zählen auch Ausführungs- und Genehmi-

gungsplanungen ab Leistungsphase 5 oder ver-

gleichbare Planungsleistungen (z.B. Wegekataster, 

Beschilderungskataster). 

6.4.4.3. Investitionen  zum Aufbau und der Weiterentwick-

lung zeitgemäßer landtouristischer Unternehmen. 

Gefördert werden können z.B. Einrichtungen im 

Sinne von Urlaub auf dem Bauernhof, zielgrup-

pen-, themenorientierte und gastronomische  An-

gebote landwirtschaftlicher Betriebe. 

Hierzu zählen auch Honorare für das Unterneh-

menskonzept und die Objektplanung ab Leis-

tungsphase 5. 

6.4.4.4. Ausgaben für Dienstleistungen  und Sachaufwen-

dungen zur Förderung landtouristischer Unter-

nehmenskooperationen sowie für das Marketing  

landtouristischer Dienstleistungen. 

Hierzu zählen insbesondere Kosten für den Auf-

bau und die Entwicklung von landtouristischen 

Unternehmenskooperationen, Maßnahmen der 

Qualitätsentwicklung und Sicherung sowie Aus-

gaben für die Entwicklung und Umsetzung zeit-

gemäßer Marketingstrategien in Trägerschaft de-

stinationsbezogener oder landesweit agierender 

Tourismusorganisationen. 

 

6.4.4.5. Ausgaben für Dienstleistungen und Sachaufwen-

dungen für die Vermarktung themenorientierter 

Aktivurlaubsangebote. 

Gefördert werden können die Ausgaben touristi-

scher Destinationen oder landesweit agierender 

Tourismusorganisationen für die Vermarktung be-

deutsamer Aktivurlaubsangebote, z.B. Weitwan-

derwege, Fernradwege, auf der Grundlage destina-

tionsbezogener und/oder themenorientierter Ent-

wicklungsstrategien. 
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6.4.4.6. Ausgaben für projektbezogene Schulungs- und 

Begleitmaßnahmen für eine Existenzgründung 

oder Teilexistenzgründung, zur Qualitätssicherung 

sowie Informationsmaßnahmen zur Neuausrich-

tung der Dienstleistungen im landtouristischen 

Wirtschaftsbereich. 

 

6.4.5. Art und Umfang der Förderung 

6.4.5.1. Die Förderung erfolgt durch Zuschüsse. Die Zu-

schüsse werden als Anteilsfinanzierung  der för-

derfähigen Ausgaben oder zum Zweck der Risi-

kominderung als Zinszuschuss zu einem Kapital-

marktdarlehen gewährt. 

Das Kapitalmarktdarlehen ist in voller Höhe auf-

zunehmen. Soweit das Darlehen eine geringere 

Laufzeit als 10 Jahre hat, ist der Darlehenszu-

schuss zeitanteilig zu kürzen. Die Kürzung erfolgt 

nicht, wenn die letzte Tilgungsrate im zehnten Jahr 

der Laufzeit geleistet wird. 

6.4.5.2. Regionalforen im Sinne von Teil II Nr. 6.2.3. der 

Richtlinie und Öffentliche Träger erhalten für Pro-

jekte nach 6.4.4.1. einen Zuschuss von 60 %; pri-

vate Träger einen von 30 %. Der Höchstbetrag des 

Zuschusses ist auf  10.000 Euro begrenzt. 

6.4.5.3. Öffentliche Träger erhalten für Projekte nach 

6.4.4.2. und 6.4.4.5. einen Fördersatz von 60 %; 

maximal 150.000 Euro. 

6.4.5.4. Projekte nach 6.4.4.3. werden mit einem Förder-

satz von 25 % gefördert; maximal 30.000 Euro.  

Wahlweise können die Träger dieser Projekte mit 

einem einmaligen Zuschuss von 25 % eines für die 

Ausführung der Investition erforderlichen Kapi-

talmarktdarlehens von höchstens 180.000 Euro ge-

fördert werden.  

6.4.5.5. Private Träger erhalten für Projekte nach 6.4.4.2., 

6.4.4.4. und 6.4.4.5. einen Zuschuss von 30 %; 

maximal 30.000 Euro. Wahlweise können die Trä-

ger dieser Projekte mit einem einmaligen Zuschuss 

von 30 % eines für die Ausführung der Investition 

erforderlichen Kapitalmarktdarlehens von höchs-

tens 150.000 Euro gefördert werden. 

6.4.5.6. Im Falle eines regionalen oder überregionalen Zu-

sammenschlusses (landwirtschaftlicher Betriebe) 

zur Förderung des Landtourismus erhalten private 

Träger für Projekte nach 6.4.4.4. einen Zuschuss 

von 70 %; maximal 30.000 Euro. 

 

6.4.5.7. Regionalforen im Sinne von Teil II Nr. 6.2.3. der 

Richtlinie, öffentliche und private Träger können 

für Projekte nach 6.4.4.6. einen  Fördersatz von 60 

% erhalten. Der Höchstbetrag des Zuschusses ist 

auf 10.000 Euro begrenzt. 

 

6.4.6. Verfahren 

Förderanträge für die Förderangebote nach 6.4.4.1. 

bis 6.4.4.6. sind mit den erforderlichen Angaben 

und Unterlagen bei der für die Förderung der länd-

lichen Entwicklung zuständigen Behörde einzurei-

chen. Nachforderungen dieser Behörde zur Ver-

vollständigung der Anträge sind innerhalb von drei 

Monaten zu erfüllen. Die Überschreitung der 

Dreimonatsfrist führt zur Zurückgabe der Anträge. 

Die subventionsrechtliche Prüfung auf Förderfä-

higkeit wird innerhalb von zwei Monaten nach 

Vorlage der vollständigen Antragsunterlagen ab-

geschlossen. Das Ergebnis wird dem Antragsteller 

von der Bewilligungsstelle schriftlich mitgeteilt. 

Bewilligungsstelle ist die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen (Anschriften s. Teil I, Nr. 5.).  

 

6.4.7. Weitere Bestimmungen 

6.4.7.1. Die Förderung von Dienstleistungen und Sach-

aufwendungen eröffnet keinen Rechtsanspruch auf 

die Förderung nachfolgender Investitionen. 

 

6.4.7.2. Aus den Förderanträgen muss hervorgehen: 

- ob und wie sich das Projekt in ein Regionales 

Entwicklungskonzept einfügt (Stellungnahme 

des Regionalforums ist erforderlich!). 

- im Falle öffentlicher Antragsteller sowie regi-

onaler und überregionaler Zusammenschlüsse: 

Ob und wie sich das Projekt in die touristische 

Entwicklungsstrategie der Tourismusdestinati-

on oder des Landes einfügt. 

- im Falle öffentlicher Antragsteller: Welchen 

Beitrag das Projekt zur regionalen Struktur-

verbesserung leistet (Partizipation der Touris-

muswirtschaft). 

- die Projektbeschreibung muss im Falle einer 

Investition gemäß 6.4.4.1., 6.4.4.2., 6.4.4.3. 

und 6.4.4.4. konkrete Angaben zur Qualitätssi-

cherung der Maßnahme (Klassifizierung), zur 

Themen- und Zielgruppenorientierung sowie 

zu einem verbindlichen Marketing- und Nach-

haltigkeitskonzept beinhalten, 

- dass im Falle von Schulungsmaßnahmen eine 

Mindestteilnehmerzahl von 12 Personen nicht 

unterschritten wird. Ausnahmen sind zu be-

gründen. 

6.4.7.3. Im Falle einer Gebäudeinvestition nach 6.4.4.2., 

mit dem Ziel einer ganzen oder teilweisen Nut-

zungsüberlassung an andere selbständig wirtschaf-

tende Träger (Betreibermodell), erfordert der 

Nachweis der organisatorischen Tragfähigkeit 

auch, dass die Rechtspersonen der Nutzer definiert 

sind und dass die rechtlichen Beziehungen zwi-

schen Grundstückseigentümer, Investoren und 

Nutzern geregelt sind. 

 

Der Nachweis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 

erfordert neben der Berechnung der Wirtschaft-

lichkeit und Nachhaltigkeit eine Erklärung zur Ab-

sicherung des Zuwendungszweckes durch Aus-

fallbürgschaften oder Defizitausgleich. Im Falle 

öffentlicher Projekte sind Gremienbeschlüsse er-

forderlich. 

 

6.4.7.4. Der Einsatz von Mitteln aus der GAK zur Förde-

rung der integrierten ländlichen Entwicklung ist 

auf Projekte nach. 6.4.4.1. bis 6.4.4.3. begrenzt. 

Für Projekte nach Nr. 6.4.4.1. bis 6.4.4.3., die ge-
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mäß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ gefördert 

werden, muss das Gesamtinvestitionsvolumen 

mindestens 10.000 Euro betragen. Investitionen im 

Beherbergungsbereich können nur bis zur Ge-

samtbettenkapazität von 25 Gästebetten gefördert 

werden. 

 

6.5. Dorferneuerung 

6.5.1. Gegenstand der Förderung 

Die Vielfalt dörflicher Lebensformen und das bau- 

und kulturgeschichtliche Erbe der hessischen Dör-

fer sollen auch im Hinblick auf die prognostizier-

ten demografischen Veränderungen bewahrt und 

in Lebensräume mit sicherer wirtschaftlicher 

Grundlage und hoher Lebensqualität weiterentwi-

ckelt werden. Dabei soll der individuelle Charakter 

des jeweiligen Dorfes erhalten und gestärkt wer-

den. Mit dem Ziel einer aktiven Gestaltung des 

demografischen Wandels sollen in den histori-

schen Ortskernen zentrale Funktionen gestärkt und 

eine gute Wohnqualität erhalten oder geschaffen 

werden. 

Das Land Hessen fördert deshalb in einer jeweils 

begrenzten Zahl von ausgewählten Dörfern nach 

Teil I Nr. 3. über einen mehrjährigen Zeitraum 

hinweg Projekte zur Sanierung und dauerhaften 

Nutzung der besonders erhaltenswerten Gebäude, 

zur Verbesserung des Wohnumfelds, der Ausstat-

tung mit Kleininfrastruktur und Gemeinbedarfs-

einrichtungen sowie der örtlichen Versorgung mit 

Produkten und Dienstleistungen. Die geförderten 

Investitionen sollen im Hinblick auf demografi-

sche Entwicklungen nachhaltig angelegt sein. 

Maßnahmen der Dorferneuerung sollen zur Um-

setzung kommunaler Strategien zur nachhaltigen 

Innenentwicklung, die sich auf alle Orts- oder 

Stadtteile erstrecken, beitragen.  

 

6.5.2. Fördergebiete 

Gefördert wird in Dörfern nach Teil I Nr. 3. 

Um einen gezielten und wirkungsvollen Mittelein-

satz zu gewährleisten, werden die Fördermittel 

vorrangig in anerkannten Förderschwerpunkten 

zur Umsetzung von Dorfentwicklungskonzepten 

eingesetzt. 

Die Förderung kann auch über die Förderschwer-

punkte hinausgehend in anderen Orten zur Umset-

zung eines nachhaltigen Innenentwicklungskon-

zeptes für Investitionsmanagement und punktuelle 

Maßnahmen zur Innenentwicklung der Ortskerne 

eingesetzt werden. Voraussetzung dafür ist, dass 

die Orte und Maßnahmen im Rahmen der kommu-

nalen Entwicklungsstrategie mit dem Förder-

schwerpunkt in einen überörtlichen konzeptionel-

len Zusammenhang gestellt und in Dimension und 

Wirkung beschrieben sind. 

Förderfähig sind grundsätzlich nur Investitionen in 

den Kerngebieten der Dörfer.  

In den Förderschwerpunkten ist die Förderung auf 

ein nach fachlichen Kriterien abgegrenztes För-

dergebiet zu konzentrieren. Außerhalb des abge-

grenzten Fördergebietes liegende Investitionen 

sind in der Festlegung des Fördergebietes zu be-

zeichnen. Im Dorfentwicklungskonzept ist zu be-

gründen, weshalb die Außenlage zwingend erfor-

derlich und eine Lösung im Kerngebiet nicht mög-

lich ist. 

 

6.5.3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigte für die Aufnahme eines Ortes 

(Ortsteil einer Gemeinde oder Stadtteil einer Stadt) 

in das Dorferneuerungsprogramm sind der Ge-

meindevorstand oder der Magistrat. 

Antragsberechtigte für die Förderung einer Dorf-

erneuerungsmaßnahme sind 

- kommunale öffentliche Träger für Projekte 

nach  6.5.4.1., 6.5.4.2., 6.5.4.6. und 6.5.4.7, 

- kommunale Träger für Projekte nach 6.5.4.3, 

- nicht-kommunale öffentliche Träger wie z. B. 

Teilnehmergemeinschaften nach dem Flurbe-

reinigungsgesetz, Wasser- und Bodenverbände 

sowie sonstige Körperschaften für Projekte 

nach 6.5.4.1. bis 6.5.4.7, 

- natürliche Personen, juristische Personen so-

wie Personengemeinschaften des privaten 

Rechts für Projekte nach 6.5.4.1., 6.5.4.2., 

6.5.4.4. bis 6.5.4.7. 

 

6.5.4. Verwendungszweck 

Gefördert werden können: 

6.5.4.1. Ausgaben für Dienstleistungen und Sachaufwen-

dungen für Dorfentwicklungskonzepte und weite-

rer für die örtliche Entwicklung erforderliche Auf-

tragsarbeiten. 

Dazu zählen z.B.: Untersuchungen, städtebauliche 

Fachplanungen, Informationsveranstaltungen, 

Schulungen bürgerschaftlicher Initiativen, fachli-

che Verfahrensbegleitung sowie Ausgaben für 

Dienstleistungen zur Innenentwicklung im Förder-

schwerpunkt. 

Förderfähig sind auch Ausgaben nach Nr. 730 der 

DIN 276 für Leistungsphasen 1 – 6 der Objekt-

planungen. 

Für die Beratung von öffentlichen und privaten 

Projektträgern ist die Förderung von Sammelauf-

trägen kommunaler Träger möglich. Die förderfä-

higen Ausgaben für die einzelne Beratung sind auf 

die Grundberatung begrenzt. Sie umfasst die Ver-

einbarungen über die für die Förderfähigkeit we-

sentlichen Elemente der Bauausführung. Die Bera-

tungskurzprotokolle sind in der Verwendungsfüh-

rung nachzuweisen. 

Dienstleistungen, die nach Planungsrecht gesetz-

lich vorgeschrieben sind, und Beratungsleistungen 

der öffentlichen Verwaltung sind nicht förderfä-

hig. 

6.5.4.2. Am Gemeinwohl orientierte Investitionen in erhal-

tenswerten Gebäuden zur Verbesserung der Ver-

sorgung, der Gemeinbedarfseinrichtungen sowie 
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zur nachhaltigen Sicherung der Siedlungs- und 

Baustruktur der Ortskerne.  

Neubauten für denselben Verwendungszweck 

können in den Fällen gefördert werden, in denen 

erhaltenswerte Gebäude nicht verfügbar sind und 

sich der Neubau in die Baustruktur des örtlichen 

Fördergebietes unter Beachtung städtebaulicher, 

denkmalpflegerischer oder baugestalterischer Kri-

terien einfügt. 

Dazu zählen z.B.: Hochbauprojekte für Einrich-

tungen zur Versorgung, Betreuung, zum Kultur- 

und Gemeinschaftsleben sowie sonstige Hochbau-

projekte kommunaler Träger zur Erhaltung und 

Gestaltung der Siedlungsstruktur und des Erschei-

nungsbildes. 

Zu den förderfähigen Ausgaben zählen die in Teil 

III Nr. 12 genannten Kostengruppen der DIN 276.  

6.5.4.3. Ausgaben für Dienstleistungen und Investitionen 

zur nachhaltigen Innenentwicklung  

Förderfähig sind moderierte Gebäude- und Infra-

strukturanalysen mit Erfassung und Bewertung der 

Baustruktur und der Infrastrukturausstattung, In-

formation und Beratung von Grundstückseigentü-

mern und Investitionsträgern, Informationsveran-

staltungen und Marketingmaßnahmen zur Akquisi-

tion von Innenentwicklungsprojekten, städtebauli-

che Vorentwürfe, Architektenentwürfe zur Immo-

bilienvermarktung, Herrichtung von Flächen zur 

Verbesserung der Wohnqualität. 

Ausgenommen von der Förderung sind Grund-

stückszwischenerwerb, Bodenordnung, Werter-

mittlung, beitragspflichtige Erschließungsmaß-

nahmen. 

6.5.4.4. Investitionen zur Umnutzung, Sanierung, Erweite-

rung, Erhaltung und Gestaltung besonders erhal-

tenswerter Gebäude durch nicht-kommunale öf-

fentliche und private Träger. 

Dazu zählen z.B.: Wiederherstellung und Erneue-

rung von Dächern, konstruktiven Bauteilen, Fas-

saden und deren Ausstattungen, Anpassung vor-

handenen Wohnraumes an zeit- oder nutzergerech-

te Wohnstandards, Neuanlage von abgeschlosse-

nen Wohneinheiten, bauliche und betriebliche In-

vestitionen von Kleinunternehmen sowie Erwerb 

und/oder Herrichtung von Flächen zur Bebauung 

oder Verbesserung der Freiraumqualität. Zu den 

förderfähigen Ausgaben zählen die in Teil III Nr. 

12 genannten Kostengruppen der DIN 276. 

Für Investitionen von Kleinunternehmen muss der 

Anteil der zuschussfähigen Ausgaben für bauliche 

Investitionen gemäß Kostengruppen 300 und 400 

der DIN 276 mindestens 50 % betragen. Weitere 

zuschussfähige Ausgaben können nur für feste 

Einbauten geltend gemacht werden. 

Zu den förderfähigen Ausgaben zählen die in Teil 

III Nr. 12 genannten Kostengruppen der DIN 276. 

6.5.4.5. Investitionen zur Neuanlage oder Wiederherstel-

lung von Gebäuden mit standortverträglicher Nut-

zung, die sich in die Baustruktur der örtlichen För-

dergebiete unter Beachtung städtebaulicher, 

denkmalpflegerischer oder baugestalterischer Kri-

terien einfügen. 

Zu den förderfähigen Ausgaben zählen die in Teil 

III Nr. 12 genannten Kostengruppen der DIN 276. 

6.5.4.6. Investitionen zur funktionalen Neuordnung und 

Gestaltung von Freiflächen, die allgemein zugäng-

lich sind. 

Dazu zählen z.B.: Straßen und Plätze, die eine 

über die Verkehrsfläche hinausgehende Funktion 

erfüllen, Gestaltung von Fußwegen, Gestaltung 

von Gewässern im Zusammenhang mit Freiflä-

chengestaltungen, Ausbau von Hofanschlussflä-

chen, Gestaltung innerörtlicher landschaftsnaher 

Grünflächen, Bepflanzung von Ortsrandbereichen, 

Freizeiteinrichtungen, die keine Gebäude sind. 

6.5.4.7. Investitionen zur Erhaltung und Gestaltung des 

Ortsbildes  

Förderfähig sind die Erhaltung, Wiederherstellung, 

Umgestaltung und Errichtung von Bauwerken, die 

keine Wohn- oder Wirtschaftsgebäude sind, und 

Anlagen, die das Erscheinungsbild des Ortes in 

charakteristischer Weise prägen und (oder) zur 

Stärkung der kulturellen Identität beitragen und 

die allgemein zugänglich sind. 

Dazu zählen z.B.: Mauern, Treppen, Brücken, 

Bildstöcke, Brunnen, Backhäuser. 

 

6.5.5. Art und Umfang der Förderung 

6.5.5.1. Die Förderung in einem Förderschwerpunkt des 

Dorferneuerungsprogrammes ist auf einen Zeit-

raum von höchstens neun Jahren beschränkt. Über 

den Förderzeitraum von Maßnahmen zur nachhal-

tigen Innenentwicklung wird seitens des HMWVL 

gesondert entschieden. 

6.5.5.2. Die Förderung erfolgt durch Zuschüsse. Die Zu-

schüsse können entweder als Anteilsfinanzierung 

der förderfähigen Ausgaben oder zum Zwecke der 

Risikominderung als einmaliger Zuschuss zu ei-

nem Kapitalmarktdarlehen gewährt werden. 

6.5.5.3. Alle Projekte öffentlicher Träger und Projekte pri-

vater Träger nach 6.5.4.1., 6.5.4.6. und 6.5.4.7. 

werden ausschließlich als Anteilsfinanzierung der 

förderfähigen Ausgaben gefördert. 

6.5.5.4. Die Höhe des Zuschusses für kommunale Träger 

richtet sich nach der finanziellen Leistungsfähig-

keit der jeweiligen Kommune. Die Regelförderung 

beträgt 50% der förderfähigen Ausgaben. 

Für Dienstleistungen nach 6.5.4.3. wird der För-

dersatz um 15% erhöht. 

6.5.5.5. Die förderfähigen Ausgaben für Projekte öffentli-

cher Träger sind auf 300.000 Euro beschränkt. Für 

zusätzliche Aufwendungen für energetische 

Optimierungen, für denkmalpflegerische Mehr-

aufwendungen oder für Anforderungen zur Erfül-

lung sozialer Zwecke können die förderfähigen 

Ausgaben um bis zu 100.000 Euro erhöht werden. 

Die Projektträger haben die Wirtschaftlichkeit und 

Nachhaltigkeit des Projektes einschließlich der Be-
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reitschaft zur Übernahme der Finanzierung der 

Folgekosten nachzuweisen. 

6.5.5.6. Nicht-kommunale öffentliche Träger und alle pri-

vaten Träger werden mit einem Zuschuss von 30% 

der förderfähigen Ausgaben gefördert. Der 

Höchstbetrag ist auf 30.000 Euro begrenzt. 

Am Gemeinwohl orientierte Projekte nicht-

kommunaler öffentlicher Träger nach 6.5.4.2. 

werden mit einem Zuschuss von 50% der förder-

fähigen Ausgaben gefördert.  

Wahlweise können die privaten Träger von Pro-

jekten nach 6.5.4.4. und 6.5.4.5. mit einem einma-

ligen Zuschuss von 30% eines für die Ausführung 

der Investition erforderlichen Kapitalmarktdarle-

hens von höchstens 300.000 Euro für Projekte 

nach 6.5.4.2. und höchstens 150.000 Euro für Pro-

jekte nach 6.5.4.4. und 6.5.4.5. gefördert werden. 

Der Zuschuss auf die Kapitalmarktdarlehen ist in 

voller Höhe als Sondertilgung einzusetzen. Soweit 

die Darlehen eine geringere Laufzeit als zehn Jah-

re haben, ist der Darlehenszuschuss zeitanteilig zu 

kürzen. Die Kürzung erfolgt nicht, wenn die letzte 

Tilgungsrate im zehnten Jahr der Laufzeit geleistet 

wird. 

 

6.5.6. Verfahren 

Förderanträge für die Förderangebote nach 6.5.4.1. 

bis 6.5.4.7. sind mit den erforderlichen Angaben 

und Unterlagen bei der für die Förderung der länd-

lichen Entwicklung zuständigen Behörde einzurei-

chen. Nachforderungen dieser Behörde zur Ver-

vollständigung der Anträge sind innerhalb von drei 

Monaten zu erfüllen. Die Überschreitung der 

Dreimonatsfrist führt zur Zurückgabe der Anträge. 

Die subventionsrechtliche Prüfung auf Förderfä-

higkeit wird innerhalb von zwei Monaten nach 

Vorlage der vollständigen Antragsunterlagen ab-

geschlossen. Das Ergebnis wird dem Antragsteller 

von der Bewilligungsstelle schriftlich mitgeteilt. 

Bewilligungsstelle ist die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen (Anschriften s. Teil I, Nr. 5.). 

 

6.5.7. Weitere Bestimmungen 

6.5.7.1. Die Förderung von Dienstleistungen und Sach-

aufwendungen eröffnet keinen Rechtsanspruch auf 

die Förderung nachfolgender Investitionen. 

6.5.7.2. Förderung mit Mitteln der GAK  

Für zuschussfähige Projekte nach 6.5.4.1., 6.5.4.3., 

6.5.4.4. sowie 6.5.4.6. und 6.5.4.7. werden inso-

weit vorrangig Mittel aus der GAK eingesetzt, wie 

deren Förderbestimmungen dies zulassen. 

Für Projekte nach 6.5.4.4. ist der Einsatz von 

GAK-Mitteln für die Neuanlage von abgeschlos-

senen Wohneinheiten und gewerblichen Betriebs-

stätten im Zusammenhang mit der Umnutzung 

ortsbildprägender Gebäude ausschließlich für In-

vestitionen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 

zulässig. 

Für zuschussfähige Projekte nach 6.5.4.2. können 

Mittel aus der GAK für Projekte kommunaler Trä-

ger für die Herstellung von Gebäudeinfrastruktu-

ren für Gemeinbedarfseinrichtungen eingesetzt 

werden. 

Der Einsatz von Mitteln aus der GAK für nicht-

kommunale öffentliche Träger nach 6.5.3 ist auf 

Teilnehmergemeinschaften nach dem Flurbereini-

gungsgesetz und auf Wasser- und Bodenverbände 

beschränkt. 

6.5.7.3. Für kommunale Träger in den vor 2007 anerkann-

ten Förderschwerpunkten der Dorferneuerung gilt 

bis zum Ende der Laufzeit eine durchschnittliche 

Förderquote von 65%. 

6.5.7.4. Kommunalersetzende Maßnahmen 

 Förderung kommunalersetzender Maßnahmen als 

Projekte privater oder sonstiger öffentlicher Trä-

ger, für deren Durchführung das öffentliche Inte-

resse der Kommune bescheinigt wird, können auf 

Antrag der Kommune als kommunalersetzende 

Maßnahmen aus Mitteln des Kommunalen Fi-

nanzausgleichs gefördert werden. Als kommunal-

ersetzend gelten Projekte, die strukturverbessernd 

wirken, ortsbildprägend sind oder Modellcharakter 

für den ländlichen Raum haben. Aus der Förde-

rung kommunalersetzender Maßnahmen entsteht 

bezüglich der Einhaltung des Zuwendungszweckes 

keine Letzthaftungspflicht für die jeweilige Kom-

mune. 

6.5.7.5.Antragsunterlagen 

 Aus den Förderanträgen muss hervorgehen: 

- der Nachweis der längerfristigen organisa-

torischen und wirtschaftlichen Tragfähig-

keit einschließlich Einnahmeerwartungen 

bei Infrastrukturinvestitionen. 

 Dazu sind Aussagen zu Funktionsbezie-

hungen und –ergänzungen zu Einrichtun-

gen in anderen Orten, zu den zu erwarten-

den Nettoeinnahmen, zu den Folgekosten 

und zur Gewährleistung des Zuwendungs-

zweckes zu treffen. 

- die auf Gremienbeschlüsse gestützte Be-

reitschaft zur Übernahme der Finanzierung 

voraussehbarer Folgekosten kommunaler 

Projekte. 

6.5.7.6. Betreibermodelle 

 Für Gebäudeinvestitionen nach 6.5.4.2. mit dem 

Ziel der ganzen oder teilweisen Überlassung zur 

Nutzung an andere selbständig wirtschaftende 

Träger (Betreibermodell) erfordert der Nachweis 

der organisatorischen Tragfähigkeit auch, dass die 

Rechtspersonen der Nutzer definiert sind und dass 

die rechtlichen Beziehungen zwischen Grund-

stückseigentümer, Investor und Nutzern geregelt 

sind (Nutzungsregelungen und –entgelte). 

 Der Nachweis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 

erfordert neben der Berechnung der Wirtschaft-

lichkeit und Nachhaltigkeit eine Erklärung zur Ab-

sicherung des Zuwendungszweckes durch Ausfall-

bürgschaften oder Defizitausgleiche. Im Falle 

kommunaler Projekte sind Gremienbeschlüsse er-

forderlich. 
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6.5.7.7. Ausschlussfrist 

 Die Förderanträge müssen bis zum 30. September 

des Jahres, das dem letzten Jahr des Förderzeit-

raumes vorangeht, der für die Förderung der länd-

lichen Entwicklung zuständigen Behörde vollstän-

dig vorliegen. Die termingerechte Vorlage be-

gründet keinen Förderanspruch. 

6.5.8. Verfahrensbestimmungen 

6.5.8.1. Aufnahme von Förderschwerpunkten in das Dorf-

erneuerungsprogramm 

 Um einen gezielten und wirkungsvollen Mittelein-

satz zu gewährleisten, werden die Fördermittel nur 

im Zusammenhang mit anerkannten Förder-

schwerpunkten eingesetzt. 

 Der Antrag auf Aufnahme eines Ortes als Förder-

schwerpunkt in das Dorferneuerungsprogramm ist 

von der Kommune bei der für die Förderung der 

ländlichen Entwicklung zuständigen Behörde zu 

stellen. Die Antragsunterlagen sollen enthalten: 

- den formlosen und auf Parlamentsbeschluss 

basierenden Antrag mit Darstellung der örtli-

chen Situation und Problemlage, 

- eine Aufnahmebegründung entsprechend den 

vom Fachministerium vorgegebenen Kriterien, 

- eine Darlegung zur beabsichtigten Innenent-

wicklung gem. 6.5.1, dritter Absatz, 

- Bezugnahme zur Aussage regionaler Entwick-

lungskonzepte, 

- eine auf alle Orts- oder Stadtteile bezogene 

kommunale Gesamtbilanz der ausgewiesenen, 

beplanten, genutzten und ungenutzten Wohn- 

und Gewerbeflächen, der Nutzungsstruktur der 

Gebäude, der öffentlichen und privaten Ver-

sorgungsinfrastruktur, der vorhandenen Pläne 

und  Beschlüsse sowie Aussagen über Not-

wendigkeit und Intensität  beschlossener Stra-

tegien zur Innenentwicklung von Ortskernen 

und zur Bewältigung des demografischen 

Wandels.  

- den Beschluss, dass keine mit den Dorferneue-

rungsmaßnahmen konkurrierenden Bau-

gebietsausweisungen erfolgt oder geplant sind. 

- die Begründung für die Auswahl des Förder-

schwerpunktes aus den Ortsteilen oder Stadt-

teilen. 

Die Entscheidung für die Aufnahme eines Ortes 

als Förderschwerpunkt in das Dorferneuerungs-

programm trifft das zuständige Fachministerium. 

6.5.8.2. Gebäude- und Infrastrukturanalyse 

 Die Gebäude- und Nutzungsanalyse ist vor der 

Konzeptentwicklung von der Kommune zu erstel-

len. Sie ist für den Förderschwerpunkt und ggf. für 

weitere Ortsteile im Vorfeld der Konzeptentwick-

lung im Auftrag der Kommune durchzuführen. 

Ziel ist die detaillierte Erfassung der Baustruktur 

und der wohnungsnahen Infrastruktur in den 

Kerngebieten und den weiteren Flächen, deren 

Nutzungsstruktur sich durch den demografischen 

Wandel mittelfristig absehbar stark verändern 

wird. 

6.5.8.3. Dorfentwicklungskonzept 

 Die Dorferneuerung wird in den Förderschwer-

punkten auf der Grundlage eines Dorf-

entwicklungskonzepts durchgeführt. Es entsteht im 

Zusammenwirken von Bürgerschaft, Kommunal-

verwaltung und kommunalen Gremien auf der 

Grundlage der Gebäude- und Infrastrukturanalyse. 

Es benennt die wichtigsten Handlungsfelder für 

die Erneuerung und Entwicklung des Ortes. In der 

Begründung des Bedarfes an Projekten zur woh-

nungsnahen Infrastruktur sind auch Bestand und 

Bedarf in Nachbarorten einzubeziehen. Das Dorf-

entwicklungskonzept ist nach Maßgabe der den 

Vergabeverfahren zugrunde liegenden Aufga-

benbeschreibungen im Rahmen eines moderierten 

Prozesses zu erstellen. 

 Die im Konzept ausgewiesenen Vorhaben in 

kommunaler Trägerschaft sind durch die kommu-

nalen Gremien zu beschließen. Die für die Förde-

rung der ländlichen Entwicklung örtlich zuständi-

ge Behörde unterstützt Bürgerschaft und Gemein-

de durch Beratung, Moderation und Verfahrens-

steuerung. 

6.5.8.4. Nachhaltiges Innenentwicklungskonzept 

 Das nachhaltige Innenentwicklungskonzept ist aus 

einer moderierten Gebäude- und Nutzungsanalyse 

mit detaillierter Erfassung der Baustruktur und der 

wohnungsnahen Infrastruktur für den Förder-

schwerpunkt und die einbezogenen Orte abzulei-

ten. Es soll die Gebäude, die in ein Investitions-

management einbezogenen werden sollen, be-

nennen und die Durchführung punktueller Maß-

nahmen zur Verbesserung der Versor-

gungsinfrastruktur benennen.  

6.5.8.5. Zuschussfähiger Gesamtinvestitionsrahmen für 

Projekte öffentlicher Träger 

 Auf der Grundlage der Aussagen des Dorfent-

wicklungskonzeptes und des Fachbeitrages der für 

die Förderung der ländlichen Entwicklung örtlich 

zuständigen Behörde legt die Bewilligungsstelle 

das örtliche Fördergebiet nach 6.5.2. und den zu-

schussfähigen Gesamtinvestitionsrahmen für die 

Projekte öffentlicher Träger im Förderschwer-

punkt  fest. Der zuschussfähige Gesamtinvestiti-

onsrahmen enthält die Projekte der öffentlichen 

Träger, die zu den für öffentliche Träger geltenden 

Konditionen gefördert werden und die daraus ab-

geleitete Summe der zuschussfähigen Ausgaben. 

 Der zuschussfähige Gesamtinvestitionsrahmen 

enthält auch die Projekte öffentlicher Träger zur 

Umsetzung nachhaltiger Innenentwicklungskon-

zepte. 

 Aufgrund einer Förderzusage durch die Bewilli-

gungsstelle wird zugelassen, dass die ab 01. Januar 

des laufenden Jahres anfallenden Ausgaben in die 

Abrechnung der im Verlauf des Programmjahres 

bewilligten Zuschüsse einbezogen werden können. 

Voraussetzung dafür ist, dass der bewil-

ligungsreife Antrag vollständig geprüft und von 

der Bewilligungsstelle dafür freigegeben wird. 
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6.6. Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“ 

 Der Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“ dient 

der Unterstützung der Ziele der ländlichen Ent-

wicklung im Rahmen des ehrenamtlichen bürger-

schaftlichen Engagements in den hessischen Dör-

fern. Er wird alle drei Jahre vom Hessischen Mi-

nisterium für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-

wicklung ausgelobt. Die Sieger des Landeswett-

bewerbs können am gleichnamigen Bundeswett-

bewerb teilnehmen. Bei der Aufnahme neuer För-

derschwerpunkte wird die Teilnahme am Dorf-

wettbewerb berücksichtigt. 

 

7. Breitbandversorgung 

7.1. Gegenstand der Förderung 

Ziel der Förderung ist es, durch die Schaffung ei-

ner zuverlässigen, erschwinglichen und hochwer-

tigen Breitbandinfrastruktur die Nutzung der mo-

dernen Informations- und Kommunikationstechno-

logien in bislang auf Grund wirtschaftlicher Erwä-

gungen oder technologischer Restriktionen unver-

sorgten Regionen zu ermöglichen. 

Die Breitbanddienste sollen entsprechend den re-

gionalen Bedürfnissen, die im Rahmen einer 

Markterhebung/Bedarfserhebung vorab ermittelt 

wurden, zu erschwinglichen Preisen zugänglich 

sein. Hierbei soll es sich um marktkonforme Ent-

gelte handeln, die den Tarifen entsprechen, die von 

Dienstanbietern in Gebieten verlangt werden, in 

denen bei ähnlichen Bedingungen ein Anschluss 

ohne Förderung erfolgt. 

Nachstehend werden folgende Förderangebote zu-

sammengefasst:  

 - Breitbandversorgung ländlicher Räume 

 - Breitbandversorgung in Gewerbegebieten  

 - Regionale Breitbandberatungsstellen 

 - Studien zu regionalen Hochleistungsnetzen 

 

7.2. Breitbandversorgung ländlicher Räume 

7.2.1. Fördergebiete 

Fördergebiete sind Orte und Ortsteile im ländli-

chen Raum gemäß Teil 1 Nr. 3, die mit einer 

Bandbreite von weniger als 1 MBit/s 

(downstream) versorgt sind.  

Außerhalb des ländlichen Raums können in sich 

geschlossene, mit einer Bandbreite von weniger 

als 1 MBit/s (download) versorgte Orte oder Orts-

teile mit ländlichem Charakter gefördert werden. 

 

7.2.2. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind Gemeinden und Gemein-

deverbände. 

 

7.2.3. Verwendungszweck 

Verwendungszweck ist die Herstellung der Ver-

fügbarkeit von zuverlässiger und hochwertiger 

Breitbandtechnologie zu vertretbaren Preisen in 

unversorgten Gebieten. Die unversorgten Gebiete 

ergeben sich aus der Definition des Fördergebiets. 

Es kann sich dabei um Städte, Stadtteile, Orte und 

Ortsteile sowie Kleinsiedlungsgebiete handeln. 

Folgende Mindestübertragungsraten sind zu errei-

chen:  

- 2 Mbit/s (downstream) und 192 Kbit/s 

(upstream) im Falle von privaten und 

- 2 Mbit/s (symmetrisch) im Falle von gewerbli-

chen Nutzern, sofern eine Bedarfsanalyse eine 

entsprechende Nachfrage ergibt. 

Gefördert werden können: 

7.2.3.1. Investitionen privater oder kommunaler Netzbe-

treiber in leitungsgebundene oder funkbasierte 

Breitbandinfrastrukturen durch Zuschüsse zur Ab-

deckung der Wirtschaftlichkeitslücke zwischen 

Investitionskosten und Wirtschaftlichkeitsschwelle 

(Break-Even-Punkt). 

Bei leitungsgebundener Infrastruktur ist die Verle-

gung oder Verbesserung der erforderlichen Ein-

richtungen bis einschließlich der Verteilereinrich-

tungen förderfähig; bei funkbasierten Lösungen ist 

die Errichtung der technischen Netzinfrastruktur-

elemente bis einschließlich des Sendemastes för-

derfähig. 

7.2.3.2.Informationsveranstaltungen, Machbarkeitsunter-

suchungen, Planungsarbeiten und sonstige Auf-

wendungen, die der Vorbereitung und Begleitung 

von Breitbandinfrastrukturmaßnahmen nach 

7.2.3.1. dienen.  

Für diese Aufwendungen ist ein gesonderter An-

trag zu stellen. Die Höhe einer förderfähigen Aus-

gabe ist auf max. 10.000 Euro des Nettobetrages 

beschränkt und bleibt der Klärung von technisch 

komplexen Sachverhalten vorbehalten.  

Dem Antrag auf Förderung ist eine Erklärung bei-

zulegen, mit der die antragstellende Gemeinde für 

die spätere Investitionsmaßnahme die Pflicht zur 

Durchführung einer technikneutralen Ausschrei-

bung anerkennt, sofern die Machbarkeitsuntersu-

chung eine Nichtversorgung dokumentiert. Nur 

falls als Ergebnis der Machbarkeitsuntersuchung 

eine bereits bestehende Versorgung nachgewiesen 

wird, wird der Zuschuss auch dann gewährt, wenn 

in Folge das Vergabeverfahren nicht durchgeführt 

wird. 

 

7.2.4. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird als Projektförderung im Wege 

der Anteilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zu-

schuss zu den zuwendungsfähigen Ausgaben ge-

währt. 

Die Höhe der Förderung beträgt bis zu 60% der 

um den Betrag der Mehrwertsteuer reduzierten 

zuwendungsfähigen Ausgaben.  

 

7.2.5. Verfahren 

Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen 

an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen, 

Wetzlar (Anschrift siehe Teil I, Nr. 5.), zu richten. 

Den Antragsunterlagen ist der Nachweis einer feh-

lenden Breitbandversorgung beizufügen. Diese 

liegt vor, wenn 
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- der Zugang zum Internet zwar vorhanden ist, die 

verfügbare Bandbreite aber unter der Übertra-

gungsrate von 1Mbit/s (downstream) liegt, 

- die vorhandene Versorgung nur eine Teilversor-

gung ist (mind. 5% der Haushalte bzw. mind. 10 

Haushalte sind unversorgt) oder 

- keine marktüblichen Breitbandangebote im Ver-

gleich zu den Angeboten in besser versorgten 

Gebieten vorliegen sowie keine Ausbauabsich-

ten der Breitbandanbieter im Sinne der GAK-

Rahmenrichtlinie bestehen. 

 

 

7.2.6. Weitere Bestimmungen 

7.2.6.1. Zur Auswahl eines geeigneten Netzbetreibers hat 

der Zuwendungsempfänger ein Auswahlverfahren 

durchzuführen. Dabei sind die Bestimmungen des 

Haushalts- und Vergaberechts zu beachten. 

7.2.6.2. Die Beschreibung der öffentlich auszuschreiben-

den Leistungen erfolgt auf der Grundlage des er-

mittelten und prognostizierten Bedarfs und muss 

technologieneutral abgefasst sein. 

7.2.6.3. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage einer Wirt-

schaftlichkeitsberechnung der Anbieter, aus der 

der Zuschussbetrag hervorgeht, den der Anbieter 

zur Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke für er-

forderlich hält. 

7.2.6.4. Das Angebot umfasst auch die Investitionen zur 

Herstellung des offenen Zugangs auf Vorleis-

tungsebene (Technische Herstellung der Anbieter- 

und Nutzerneutralität). 

7.2.6.5. Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des 

Widerrufs für den Fall, dass die geförderten Infra-

struktureinrichtungen innerhalb eines Zeitraums 

von sieben  Jahren nicht mehr dem Zuwendungs-

zweck entsprechend verwendet werden. 

7.2.6.6. Bereits bei Antragstellung sind geeignete projekt-

spezifische Indikatoren sowie entsprechende zeit-

punktbezogene Ausgangs- und Zielwerte zu be-

nennen, die eine Beurteilung des Umfangs der 

Zielerreichung ermöglichen. 

 

7.3. Breitbandversorgung in Gewerbegebieten  

7.3.1. Fördergebiete 

Unterstützt werden Vorhaben in den regionalen 

Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

(GRW) gemäß Teil I, Nr. 3. 1. 

 

7.3.2. Antragsberechtigte 

Als Projektträger werden vorzugsweise Gemein-

den, Gemeindeverbände und Kreise gefördert. Ju-

ristische Personen, die steuerbegünstigte Zwecke 

verfolgen, können mit kommunalen Trägern gleich 

behandelt werden, wenn die Voraussetzungen der 

§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllt sind, und 

dies vom Finanzamt anerkannt ist. 

Träger können auch natürliche und juristische Per-

sonen sein, die nicht auf Gewinnerzielung ausge-

richtet sind. Sofern beim Träger andere Private be-

teiligt sind, muss der Anteil der kommunalen, be-

ziehungsweise steuerbegünstigten Beteiligten 

überwiegen. In diesem Fall ist eine Besicherung 

eventueller Haftungs- und Rückforderungsansprü-

che in geeigneter Form vorzusehen.  

 

7.3.3. Verwendungszweck 

Gefördert werden können Investitionen privater 

oder kommunaler Netzbetreiber in leitungsgebun-

dene oder funkbasierte Breitbandinfrastrukturen 

zur Erschließung von Gewerbegebieten durch Zu-

schüsse zur Abdeckung der Wirtschaftlichkeitslü-

cke zwischen Investitionskosten und Wirtschaft-

lichkeitsschwelle (Break-Even-Punkt). 

Bei leitungsgebundener Infrastruktur ist die Verle-

gung oder Verbesserung der erforderlichen Ein-

richtungen bis einschließlich der Verteilereinrich-

tungen förderfähig; bei funkbasierten Lösungen ist 

die Errichtung der technischen Netzinfrastruktur-

elemente bis einschließlich des Sendemastes för-

derfähig. 

Zielsetzung ist die Herstellung der Verfügbarkeit 

von zuverlässiger und hochwertiger Breitband-

technologie zu vertretbaren Preisen in unversorg-

ten Gebieten der GRW, um zielgerichtet und vor-

rangig förderfähige Betriebe zu unterstützen. Im 

Hinblick auf eine möglichst kostengünstige An-

bindung der Unternehmen soll auch der Bedarf 

umliegender nicht förderfähiger Betriebe und 

Haushalte berücksichtigt und in die Förderung mit 

einbezogen werden. 

Als Mindestübertragungsrate sind 2 Mbit/s (sym-

metrisch) für gewerbliche Nutzer, sofern eine Be-

darfsanalyse eine entsprechende Nachfrage ergibt, 

zu erreichen. 

 

7.3.4. Art und Umfang der Förderung 

Die Förderung wird als Projektförderung im Wege 

der Anteilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zu-

schuss gewährt. 

Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach dem 

Umfang des Projektes sowie nach seinen Auswir-

kungen auf die Verbesserung der wirtschaftlichen 

Struktur der betreffenden Region. Der Fördersatz 

soll in der Regel 60 % nicht überschreiten. 

 

7.3.5. Verfahren 

Der Antrag ist mit den erforderlichen Projektunter-

lagen auf einem Formblatt auf dem Dienstweg, bei 

kreisangehörigen Gemeinden über das zuständige 

Landratsamt, mit der Stellungnahme des Regie-

rungspräsidiums an die Wirtschafts- und Infra-

strukturbank Hessen, Kassel (Anschrift siehe Teil I 

Nr. 5), zu richten. 

Den Antragsunterlagen ist beizufügen: 

- Ein Nachweis der fehlenden oder unzureichen-

den Breitbandversorgung von Gewerbegebieten 

unter Berücksichtigung von Ausbauabsichten 

der Netzbetreiber. Kennzeichen für die Unter-

versorgung sind:  
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- Die Downloadgeschwindigkeit beträgt weniger 

als 2 Mbit/s. 

- Es besteht ein für die Unternehmen unange-

messenes Preis-Leistungs-Verhältnis vergli-

chen mit dem Preis-Leistungs-Verhältnis der 

Breitbandversorgung für Unternehmen in be-

nachbarten Ballungsräumen. 

- Eine nachvollziehbare Darstellung des ermittel-

ten und prognostizierten Bedarfs an Breitband-

anschlüssen im zu versorgenden Gewerbegebiet. 

Dabei sollten neben dem für Gewerbeunterneh-

men festgestellten Bedarf auch der private Be-

darf von umliegenden Haushalten und nicht för-

derfähigen Unternehmen einbezogen werden 

(vgl. BAZ vom 21.04.2009, Nr. 59, S. 1460). 

 

7.3.6. Weitere Bestimmungen 

7.3.6.1. Auf Basis des ermittelten Bedarfs hat die Kommu-

ne zur Sicherstellung von Transparenz, Anbieter- 

und Technologieneutralität eine öffentliche, wett-

bewerbs-, technologie- und anbieterneutrale Aus-

schreibung im Hinblick auf die Auswahl eines ge-

eigneten Netzbetreibers durchzuführen. Die Veröf-

fentlichung muss zumindest im offiziellen Amts-

blatt sowie im Internetangebot der Kommune er-

folgen. Dabei sind die Bestimmungen des Haus-

halts- und Vergaberechts zu beachten. 

7.3.6.2. Die Auswahl des geeigneten Netzbetreibers oder 

im Falle eines Technologiemixes der geeigneten 

Netzbetreiber erfolgt auf der Grundlage einer 

Wirtschaftlichkeitsberechnung der Anbieter, aus 

der der Zuschussbetrag hervorgeht, den der/die 

Anbieter zur Schließung der Wirtschaftlichkeitslü-

cke für erforderlich hält/halten. 

7.3.6.3. Das Angebot umfasst auch die Investitionen zur 

Herstellung des offenen Zugangs auf Vorleis-

tungsebene (Technische Herstellung der Anbieter- 

und Nutzerneutralität). 

7.3.6.4. Falls eine Ausschreibung erfolglos bleibt oder die 

Realisierung der Investition durch einen privaten 

Anbieter einen höheren Zuschuss erfordert als bei 

Realisierung durch den Zuwendungsempfänger, 

kann der Zuwendungsempfänger die Investition 

selbst durchführen. Förderfähig ist auch in diesem 

Fall nur der Teilbetrag, der zur Erreichung der 

Wirtschaftlichkeitsschwelle erforderlich ist. 

7.3.6.5. Wenn ein Zuwendungsempfänger die Investition 

nach Nr. 7.3.6.4. selbst durchführt, dann ist die 

Nutzung der Netzinfrastruktur in einem offenen 

und transparenten Verfahren unter Beachtung des 

Vergaberechts zu vergeben. 

7.3.6.6. Bereits bei Antragstellung sind geeignete projekt-

spezifische Indikatoren sowie entsprechende zeit-

punktbezogene Ausgangs- und Zielwerte zu be-

nennen, die eine Beurteilung des Umfangs der 

Zielerreichung ermöglichen. 

 

7.4. Regionale Breitbandberatungsstellen 

7.4.1. Fördergebiete 

Das Fördergebiet umfasst ganz Hessen. 

 

7.4.2. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind geeignete, regional veran-

kerte Verbände, Institutionen oder Organisationen 

wie z. B. Wirtschaftsfördergesellschaften, Indust-

rie- und Handelskammern, kommunale Gebiets-

körperschaften, Gemeinden und Gemeindeverbän-

de mit ausgewiesenen Kenntnissen im Bereich von 

Breitband-Infrastruktur und Förderprogrammen 

sowie mit Verbindungen zu Kommunen und Un-

ternehmen.  

 

7.4.3. Verwendungszweck 

Gefördert werden – zeitlich befristet – die Ausga-

ben für regionale Breitband-Beraterinnen und -

Berater, deren Aufgabe die Beratung und Unter-

stützung der Kommunen bei der Umsetzung von 

Breitbandinfrastrukturprojekten ist. 

Der Projektzeitraum soll 36 Monate nicht über-

schreiten.  

 

7.4.4. Art und Umfang der Förderung 

Die Ausgaben für die Beratungsstellen werden mit 

Zuschüssen bis zu 80 % im Wege der Anteilsfi-

nanzierung gefördert.  

 

7.4.5. Verfahren 

Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen 

an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen, 

Kassel (Anschrift siehe Teil I, Nr. 5.), zu richten. 

 

7.5. Studien zu regionalen Hochleistungsnetzen 

7.5.1.  Verwendungszweck 

Gefördert werden Machbarkeitsuntersuchungen, 

Planungsarbeiten, Informationsveranstaltungen 

und sonstige Aufwendungen, die der Vorbereitung 

und Begleitung von überörtlichen Breitbandinfra-

strukturmaßnahmen dienen. Sie müssen in unmit-

telbarem Zusammenhang mit einem Investitions-

vorhaben stehen. 

7.5.2.  Art und Umfang der Förderung 

Die Ausgaben für die Planungsarbeiten werden 

mit Zuschüssen bis zu 50 % im Wege der Anteilfi-

nanzierung gefördert. 

7.5.3.  Verfahren 

Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen 

an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen, 

Kassel (Anschrift s. Teil I, Nr. 5.) zu richten. 

 

 

Teil III 

Allgemeine Förderbestimmungen 

Grundsätzlich gelten die folgenden allgemeinen Förderbe-

stimmungen, sofern nicht in Teil II besondere Regelungen 

getroffen sind. 
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1. Die Zuwendung erfolgt auf Grundlage des Geset-

zes zur Förderung der kleinen und mittleren Un-

ternehmen der hessischen Wirtschaft vom 

23. September 1974 (GVBl. I S. 458), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 21. März 2005 (GVBl. I 

S. 226) sowie auf der Grundlage des jeweils gel-

tenden Haushaltsgesetzes.  

2. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zu-

wendung nach den Richtlinien besteht nicht. Die 

bewilligende Stelle entscheidet auf Grund ihres 

pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-

fügbaren Haushaltsmittel. 

Die Finanzierungshilfen sind stets zusätzliche Hil-

fen. Sie sind erst dann vorzusehen, wenn andere 

öffentliche und private Finanzierungsmöglichkei-

ten in angemessenem und zumutbarem Maße ge-

nutzt worden sind. Die Gesamtfinanzierung des 

Vorhabens muss sichergestellt werden. Die Finan-

zierungshilfen werden nur für einen begrenzten 

Zeitraum gewährt; die dauernde Unterstützung ist 

ausgeschlossen. 

3. Der Förderung liegen die folgenden Bewilligungs-

bestimmungen zugrunde: 

Für die Gewährung, die Auszahlung und die 

Rückzahlung von Zuwendungen, den Nachweis 

ihrer Verwendung und die Prüfung der Verwen-

dungsnachweise gelten das Haushaltsgesetz in sei-

ner jeweils gültigen Fassung, das Hessische Ver-

waltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) in der Fas-

sung vom 28. Juli 2005 (GVBl. I S. 591), die Lan-

deshaushaltsordnung (LHO) und die hierzu erlas-

senen vorläufigen Verwaltungsvorschriften (VV) 

zu § 44 LHO in der jeweils gültigen Fassung, so-

weit nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichun-

gen zugelassen worden sind. 

Hierbei sind insbesondere zu beachten: 

 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwen-

dungen zur Projektförderung (ANBest-P), An-

lage 2 zu den VV zu § 44 LHO vom 

13. März 2000 (StAnz. S. 1086), zuletzt geän-

dert am 16. September 2002 (StAnz. S. 3798),  

 

 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwen-

dungen zur Projektförderung an Gebietskör-

perschaften und Zusammenschlüsse von Ge-

bietskörperschaften (ANBest-Gk), Anlage 3 zu 

den VV zu § 44 LHO vom 13. März 2000 

(StAnz. S. 1087), zuletzt geändert am 

16. September 2002 (StAnz. S. 3798),  

 

 Allgemeine Zinsbestimmungen (ZinsBest), 

Anlage 4 zu den VV zu § 70 LHO vom 

11. April 2000 (StAnz. S. 1376), zuletzt geän-

dert am 21. September 2004 (StAnz. S. 3219).  

Bei der Erteilung von Aufträgen, außer bei der 

Förderung der gewerblichen Wirtschaft, sind die 

Landeshaushaltsordnung (LHO), die Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO inkl. GemHVO-

VWbuchfg 2009 und GemHVO Doppik), die Ver-

dingungsordnungen für freiberufliche Leistungen, 

für Leistungen oder für Bauleistungen (VOF, 

VOL, VOB) einschließlich der darin enthaltenen 

Vorschriften über EU-weite Ausschreibungen zu 

beachten. (Siehe auch gemeinsamen Runderlass 

betr. öffentliches Auftragswesen vom 26. Novem-

ber 2007 – StAnz. 48/2007 S. 2386.) 

Die Vergabeverfahren sind ausführlich und nach-

vollziehbar zu dokumentieren (Abbildung des ge-

samten Beschaffungsverfahrens, Vergabever-

merk). 

Alle Bekanntmachungen nach den Verdingungs-

ordnungen oder nach vorgreiflichem EG-

Vergaberecht sind in der Hessischen Ausschrei-

bungsdatenbank (HAD) bei der Auftragsbera-

tungsstelle Hessen e.V., Wilhelmstr. 24, 65183 

Wiesbaden, zu veröffentlichen (Pflichtbekanntma-

chung). 

Im Bereich der ländlichen Entwicklung ist für pri-

vate Träger, deren Eigenanteil an Deckungsmitteln 

für die mit dem Zuwendungszweck zusammen-

hängenden Ausgaben mehr als 50 % betragen, die 

freihändige Vergabe zulässig. 

4. Für Vorhaben, die mit Zuschüssen nach der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur“ gefördert werden, gelten zu-

sätzlich die in dem jeweiligen Rahmenplan fest-

gelegten Regelungen über Voraussetzung, Art und 

Intensität der Förderung. 

5. Im Falle der Förderung mit Mitteln aus dem Euro-

päischen Fonds für die regionale Entwicklung 

(EFRE) sind insbesondere folgende Bestimmun-

gen zu beachten:  

 Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 

vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestim-

mungen über den Europäischen Fonds für re-

gionale Entwicklung, den Europäischen So-

zialfonds und den Kohäsionsfonds in der je-

weils aktuellen Fassung,  

 Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 

2006 über den Europäischen Fonds für regio-

nale Entwicklung in der jeweils aktuellen Fas-

sung, 

 Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 der Kommis-

sion vom 8. Dezember 2006 zur Festlegung 

von Durchführungsvorschriften zur Verord-

nung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates in der je-

weils aktuellen Fassung, 

 Entscheidung der Kommission  CCI 2007 DE 

16 2 PO 005 vom 25. Juli 2007 zur Genehmi-

gung des Operationellen Programms für die 

Interventionen der Gemeinschaft unter Beteili-

gung des Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung im Bundesland Hessen im Rah-

men des Ziels „Regionale Wettbewerbsfähig-

keit und Beschäftigung“.  

6. Im Falle der Förderung mit Mitteln aus dem Euro-

päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-

lung des ländlichen Raums (ELER) sind insbeson-

dere folgende Bestimmungen zu beachten: 

- Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates 

vom 20. September 2005 über die Förderung 

der Entwicklung des ländlichen Raums durch 

den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
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die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER)  

 und der auf dieser Grundlage genehmigte 

Entwicklungsplan für den ländlichen Raum 

des Landes Hessen 2007 – 2013  

- Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 der Kommis-

sion vom 07. Dezember 2006 mit Durchfüh-

rungsvorschriften hinsichtlich der Kontrollver-

fahren und der Einhaltung anderweitiger Ver-

pflichtungen bei Maßnahmen zur Förderung 

der Entwicklung des ländlichen Raums. 

7. Private Träger können zu den Konditionen nicht- 

kommunaler öffentlicher Träger gefördert werden, 

wenn sie die Voraussetzungen der EU-Definition 

für „Einrichtungen des öffentlichen Rechts“ erfül-

len. Diese Voraussetzungen erfüllen Einrichtun-

gen,  

 

-  die überwiegend vom Staat, von Gebietskör-

perschaften oder von anderen  Körperschaften  

des öffentlichen Rechts finanziert werden, 

oder 

-  die hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht 

durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts 

unterliegen, oder 

 -  deren Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-

 organ mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die 

 vom Staat, den Gebietskörperschaften oder an

 deren Körperschaften des öffentlichen Rechts 

 ernannt worden sind. 

 

8.  Soweit die Programme den beihilferechtlichen 

 Vorschriften der EU unterliegen, erfolgt die För-

 derung nach dem genehmigungsrechtlichen Sta-

 tus des jeweiligen Programms. Dies sind: 

 „De minimis“-Beihilfe: „De minimis“-Beihil-

fen werden im Rahmen der Verordnung (EG) 

Nr. 1998/2006 über die Anwendung der Art. 

87 und 88 EG-Vertrag auf „De minimis“-Bei-

hilfen (ABl.L 379 vom 28. Dezember 2006, S. 

5) vergeben. Danach kann ein Unternehmen 

innerhalb von drei Jahren „De minimis“-Bei-

hilfen im Umfang von bis zu 200.000 Euro er-

halten. Falls dieser Schwellenwert durch be-

reits erhaltene „De minimis“-Beihilfen erreicht 

ist bzw. durch die Förderung im Rahmen des 

jeweiligen Programms überschritten wird, ist 

eine Förderung nur mit besonderer Genehmi-

gung der Europäischen Kommission möglich. 

 

 Freigestellte Beihilfen: Freigestellte Beihilfen 

werden im Rahmen der Verordnung (EG) 

Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. August 

2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit be-

stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Ge-

meinsamen Markt in die Anwendung der Art. 

87 und 88 EG-Vertrag (allgemeine Gruppen-

freistellungsverordnung (ABl. L214 vom 9. 

August 2008, S. 3) gewährt.  

 

 Genehmigte Beihilfen: Genehmigte Beihilfen 

werden im Rahmen von notifizierten Beihilfe-

regelungen gem. Art. 88 Absatz 3 EG-Vertrag 

gewährt. 

Bei der Förderung von Unternehmen gemäß Teil II 

Nr. 1 sind gemäß dem genehmigungsrechtlichen 

Status die beihilferechtlichen Vorschriften zu be-

achten.  

Bei „De minimis“-Beihilfen sind Informations- 

und Dokumentationspflichten vom Zuwendungs-

empfänger zu beachten; diese werden mit den An-

tragsformularen und Bewilligungsbescheiden mit-

geteilt.  

9. Bei Zuwendungen an Unternehmen muss der/die 

Antragsteller/in zum Zeitpunkt der Gewährung der 

staatlichen Finanzierungshilfe die zu fördernde 

Betriebsstätte in Hessen haben. Er/sie soll außer-

dem seinen steuerlichen Sitz im Land Hessen ha-

ben. 

Der/die Antragsteller/in muss kreditwürdig sein. 

Die Personen der Geschäftsleitung müssen über 

ausreichende fachliche und kaufmännische Erfah-

rungen verfügen und fähig sein, das zu fördernde 

Unternehmen zu führen.  

10. Die Vorgaben des Landesentwicklungsplans und 

des Regionalplans sind zu beachten. Eine Förde-

rung kann nur gewährt werden, wenn gegen das 

Vorhaben keine planungsrechtlichen, raumordne-

rischen oder städtebaulichen Bedenken bestehen.  

11. Anträge sind vor Beginn des Vorhabens zu stellen. 

Die Vorhaben, außer nach Teil II Nr. 1, dürfen 

nicht begonnen werden, bevor der erteilte Bewilli-

gungsbescheid rechtswirksam geworden ist. Als 

Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 

eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- 

und Leistungsvertrages zu werten. Bei Baumaß-

nahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung und 

Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens.  

Auf Antrag kann in Einzelfällen eine Ausnahme 

von diesem Refinanzierungsverbot erteilt werden, 

bei kommunalen Vorhaben nur dann, wenn die 

Zuwendung mit mindestens 50 % aus EU-Mitteln 

kofinanziert wird. 

Bei genehmigungspflichtigen Objekten ist die 

Baugenehmigung vor der Bewilligung der För-

dermittel vorzulegen. Falls eine Unbedenklich-

keitsbescheinigung der Baubehörde vorgelegt 

werden kann, kann die Bewilligungsstelle in be-

gründeten Ausnahmefällen zulassen, dass die 

Baugenehmigung spätestens bis zum Zeitpunkt des 

Baubeginns nachgereicht wird.  

In den Fällen, in denen eine Baugenehmigung 

nicht erforderlich ist oder durch Fristablauf auto-

matisch als erteilt gilt, hat der Antragsteller den 

Nachweis darüber zu erbringen. 

12. Zuschussfähig sind die durch bezahlte Rech-

nungen von gewerblichen Unternehmen nachge-

wiesenen baren Ausgaben der Zuwendungsemp-

fänger für den geförderten Zweck.  

Planungskosten nach der HOAI sind in Höhe der 

Mindestsätze förderfähig. 

Die zuschussfähigen Ausgaben für Hochbau-

projekte und damit in unmittelbarem Zusam-

menhang stehende Ausgaben für Grundstücke, de-

ren Herrichtung und Erschließung und für Baune-
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benkosten sind nach den Kostengruppen der DIN 

276 in der Fassung von 2006 zu beziffern. Nicht 

zuschussfähig sind die Kostengruppen 120 

(Grundstücksnebenkosten), 230 (Nichtöffentliche 

Erschließung), 500 (Außenanlagen) und 760 (Fi-

nanzierung). Ausgaben der Kostengruppe 610 

(Ausstattung) sind nur förderfähig, wenn der An-

schaffungswert über 410 Euro beträgt. 

Die Hauptkostengruppen der DIN 276 gelten als 

„Ausgabenansätze“ gemäß Nr. 1.2 der ANBest-Gk 

und ANBest-P sowie als „Einzelansätze“ gemäß 

Nr. 1.2 der Ausgabengliederung nach Anhang 1 

Muster 2 der baufachlichen Ergänzungsbestim-

mungen.  

Die Kostengruppen 300 und 400 können in Projek-

ten privater Träger zu einem „Ausgabenansatz“ 

zusammengefasst werden. 

Gebrauchte Gegenstände sind nur unter den fol-

genden drei Bedingungen zuschussfähig: 

a) Der Verkäufer des Gebrauchtmaterials hat eine 

Erklärung abgegeben, aus der der Ursprung 

des Materials hervorgeht und in der bestätigt 

wird, dass es zu keinem Zeitpunkt in den vo-

rangegangenen 7 Jahren mit Hilfe einer natio-

nalen oder gemeinschaftlichen Zuwendung 

angekauft wurde; 

b) der Preis des Gebrauchtmaterials darf seinen 

Marktwert nicht überschreiten und muss unter 

den Kosten für gleichartiges neues Material 

liegen; 

c) das Material muss die für den Zuwendungs-

zweck erforderlichen technischen Merkmale 

aufweisen und den geltenden Normen und 

Standards entsprechen. 

Soweit im Rahmen dieser Richtlinie ein Zuschuss 

zu Personalkosten gewährt wird, sind die Perso-

nalkosten zur Transparenz buchhalterisch getrennt 

darzustellen (Einrichtung separater Haus-

haltskonten). 

13. Sollen für die Finanzierung eines Vorhabens ne-

ben Eigenanteil und Fördermitteln aus dieser 

Richtlinie ausnahmsweise noch Mittel aus anderen 

Förderprogrammen zum Beispiel des Bundes oder 

des Landes bereitgestellt werden, sind die Förder-

mittel und Kosten des Vorhabens entsprechend der 

Programmzuordnung in einem abgestimmten Fi-

nanzierungsplan so einzusetzen, dass eine mehrfa-

che Förderung derselben Kosten-Position ausge-

schlossen ist. In diesen Fällen ist von der Bewilli-

gungsstelle eine Vereinbarung nach Nr. 1.4 VV zu 

§ 44 LHO zu treffen. Davon ausgenommen sind 

Förderprogramme, deren gegenseitige Kumulation 

durch Haushaltsvermerke zum Produkthaushalt 

ausdrücklich erlaubt ist. 

 Im Bereich der ländlichen Entwicklung darf der 

Eigenanteil des Zuwendungsempfängers im Regel-

fall 25 Prozent nicht unterschreiten. 

 Soweit dem Zuwendungsempfänger noch finanzi-

elle Leistungen von Gemeinden, Gemeindever-

bänden oder sonstigen juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts projektbezogen bereitgestellt 

werden, ist eine Förderung auf die nicht gedeckten 

Kosten beschränkt. 

14. Im Bereich der ländlichen Entwicklung sind die 

zuschussfähigen Kosten vor Bemessung der Zu-

wendung um die Anteile zu vermindern, für die 

der Zuwendungsempfänger nach anderen Rechts-

vorschriften Beiträge Dritter erhebt beziehungs-

weise erheben könnte (zum Beispiel Anlieger-, 

Straßenbeiträge). 

15. Zu dem vom Zuwendungsempfänger aufzubrin-

genden Eigenanteil zählen insbesondere eigene 

Mittel, Kapitalmarktmittel und sonstige Finanzmit-

telzuflüsse Dritter, die keine Fördermittel sind. 

Darlehen aus dem hessischen Investitionsfonds für 

kommunale Vorhaben gelten als Eigenmittel der 

Gemeinde. 

16. Eigenleistungen und Sachleistungen können als 

zuwendungsfähig anerkannt werden, wenn sie be-

legmäßig nachgewiesen sind und ihr Wert von ei-

ner unabhängigen Stelle geprüft werden kann. Im 

Falle der Anerkennung von Eigenleistungen oder 

Sachleistungen darf der Gesamtbetrag der Förde-

rung die zuwendungsfähigen Ausgaben ohne die 

darin enthaltenen Eigenleistungen und Sach-

leistungen nicht überschreiten. 

 Im Bereich der ländlichen Entwicklung erfolgt die 

Einbeziehung manueller Eigenleistungen in die 

förderfähigen Ausgaben als Anrechnung von 

durch Rechnungen belegten Materialausgaben auf 

die förderfähigen Ausgaben. 

 

17. Zuwendungen werden nur bewilligt, wenn im Ein-

zelfall die zuwendungsfähigen Ausgaben mindes-

tens 12.500 Euro und die Zuwendung mindestens 

5.000 Euro betragen. 

Im Bereich der ländlichen Entwicklung werden 

Zuschüsse nur bereitgestellt, wenn die nachgewie-

senen zuwendungsfähigen Kosten im Einzelfall 

mindestens 3.000 Euro betragen. 

 

Die bewilligten Zuschüsse werden nach Abrech-

nung der zuschussfähigen Ausgaben ausgezahlt 

(Erstattungsprinzip). Zuschüsse unter 5.000 Euro 

werden nur in einer Summe ausgezahlt. Werden 

bei der Schlussprüfung des Verwendungsnachwei-

ses die der Bewilligung zugrunde gelegten förder-

fähigen Ausgaben unterschritten, wird der Zu-

schuss nur mit dem entsprechend geringeren An-

teil ausgezahlt. 

18. Für investive Projekte ist Fördervoraussetzung, 

dass die zweckentsprechende Nutzung in einem 

angemessen langen Zeitraum sichergestellt und die 

Wirtschaftlichkeit (betriebswirtschaftliche Effizi-

enz unter Einschluss der Förderung) des Vor-

habens nachgewiesen wird. Der Zweckbindungs-

zeitraum wird im Förderbescheid festgelegt. Er be-

trägt mindestens 5 Jahre, bei Infrastrukturen in der 

Regel 15 Jahre. In besonders begründeten Fällen 

kann – außer bei Vorhaben, die aus ELER-Mitteln 

mitfinanziert wurden – bei kleinen und mittleren 

Unternehmen von einem Widerruf des Zuwen-

dungsbescheids abgesehen werden, wenn für min-

destens drei Jahre die Zweckbindung erfüllt wur-

de. 
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 Die mit der erhaltenen Zuwendung erstellten An-

lagen müssen im Eigentum des Zuwendungs-

empfängers verbleiben oder die bestimmungs-

gemäße Nutzung der Anlage muss durch Grund-

dienstbarkeiten gesichert sein. Ausnahmen hiervon 

können auf Antrag zugelassen werden, wenn der 

Zuwendungszweck durch die Veräußerung nicht 

gefährdet wird.  

 Im Bereich der ländlichen Entwicklung erfolgt die 

Förderung unter dem Vorbehalt des Widerrufs für 

den Fall, dass die geförderten Grundstücke, Bau-

ten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeit-

raums von 5 Jahren ab Fertigstellung und bei tech-

nischen Einrichtungen innerhalb eines Zeitraums 

von 5 Jahren ab Lieferung ohne Zustimmung der 

Bewilligungsstelle veräußert oder nicht den Förde-

rungsvoraussetzungen entsprechend verwendet 

werden. In besonderen Fällen kann die Bewilli-

gungsstelle eine längere Zweckbindungsfrist fest-

legen. Eine dingliche Sicherung der zweckentspre-

chenden Verwendung ist (mit Rücksicht auf den 

damit verbundenen Verwaltungsaufwand) nur in 

Ausnahmefällen zu fordern. 

19. Bei der Umsetzung eines Projektes sind die soziale 

und ökologische Verträglichkeit des Projektes so-

wie die Beachtung der Chancengleichheit von 

Frauen und Männern zu gewährleisten. 

20. Die Verwendung der Zuwendungen für den im 

Antrag angegebenen Zweck wird von der bewilli-

genden oder einer von ihr beauftragten Stelle 

überwacht. Eine Änderung des Verwendungs-

zwecks bedarf der vorherigen Zustimmung der 

bewilligenden Stelle. 

Der/die Antragsteller/in hat in jede von der bewil-

ligenden oder einer von ihr beauftragten Stelle für 

erforderlich gehaltene Überwachung und Überprü-

fung einzuwilligen sowie Evaluierungen zu unter-

stützen. Das Prüfungsrecht gilt auch für Prüfungen 

der Rechnungshöfe des Landes Hessen, des Bun-

des und der Europäischen Union. 

21. Bei den Zuwendungen handelt es sich um Leistun-

gen aus öffentlichen Mitteln im Sinne des Hessi-

schen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977 

(GVBl. I S. 199) in Verbindung mit dem Subventi-

onsgesetz vom 29. Juli 1976 (BGBl. I, S. 2037). 

Die Antragsangaben und Tatsachen, von denen die 

Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weiter-

gewährung oder das Belassen der Zuwendung ab-

hängig sind, sind subventionserheblich im Sinne 

des § 264 Strafgesetzbuch. 

22. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen-

dungsempfänger erklärt sich mit der Antrag-

stellung damit einverstanden, dass zum Zwecke 

der Transparenz ihr oder sein Name sowie An-

gaben über das Vorhaben und über die Höhe des 

Zuschusses in geeigneter Form veröffentlicht wer-

den können. Offengelegt werden insbesondere die 

Empfänger von Zahlungen aus dem EFRE und 

dem ELER. 

23. Erstattungsfähige Mehrwertsteuer ist nicht förder-

fähig.  

 Bei einer Förderung mit ELER-Mitteln ist die 

Mehrwertsteuer generell nicht förderfähig. 

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 01.01.2010 in 

Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Sie ersetzen die Richtlinien des Landes Hessen zur Förde-

rung der regionalen Entwicklung vom 29. Januar 2009 

(StAnz 8/2009, S. 460), die mit dieser Neufassung außer 

Kraft treten, und sie ersetzen Teil II, Nr. 1, 2, 3, 5 und 6 

der Richtlinien zur Förderung der ländlichen Entwicklung 

in Hessen vom 04. April 2008 (StAnz 17/2008, S. 1152). 

 

Wiesbaden, den 27. Februar 2010 

 

Hessisches Ministerium  

für Wirtschaft, Verkehr  

und Landesentwicklung 

I 7–069-c-42-07-14  

 

StAnz 12/2010, S. 886 


